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gefährdet erscheint, dem Schulleiter schriftlich zu 
melden. Der Schulleiter oder ein von ihm beauftrag-
ter Lehrer hat sich von den Leistungen dieser Schü-
ler im Unterricht einen ausreichenden Eindruck zu 
verschaffen, über den die Klassenkonferenz vor der 
Beschlussfassung zu unter richten ist.

(2) An ein- und zweiklassigen Schulen ist die Mel-
dung an das Staatliche Schulamt zu richten. Dieses 
oder ein von ihm Beauftragter verschafft sich von 
den Leistungen der Schüler im Unterricht einen aus-
reichenden Eindruck. Die Entscheidung über die 
Nichtversetzung ist erst nach Beratung mit dem 
Staatlichen Schulamt oder dessen Beauftragten zu 
treffen. 

§ 3 Aussetzung der Versetzungs- 
entscheidung

Die Klassenkonferenz kann die Entscheidung über 
die Versetzung längstens bis zum Ende des nächsten 
Schulhalbjahres aussetzen und von der Erteilung 
eines Zeugnisses absehen, wenn hinreichende Ent-
scheidungsgrundlagen fehlen, weil die Leistungen 
des Schülers dadurch abgesunken sind, dass er im 
zweiten Schulhalbjahr 

1.  aus von ihm nicht zu vertretenden Umständen 
die Schule wechseln musste, oder

2.  wegen Krankheit länger als acht Wochen den 
Unterricht nicht besuchen konnte, oder

3.  durch sonstige besonders schwerwiegende 
von ihm nicht zu vertretende Gründe in sei-
nem Leistungsvermögen erheblich beeinträch-
tigt war.

Auf dem Zeugnisformular ist anstelle der Noten der 
Vermerk anzubringen: „Versetzung ausgesetzt ge- 
  mäß § 3 der Versetzungsordnung“. Bis zur endgül -
ti gen Entscheidung über die Versetzung nimmt der 
Schüler am Unterricht der nächsthöheren Klasse teil.
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Grundschulversetzungsordnung
Auszug aus der Verordnung vom 30. Januar 1984 (aktuellste Fassung vom 15.07.2024)

§ 1 Versetzungsanforderungen

(1) Von Klasse 1 nach Klasse 2 steigt ein Schüler 
ohne Versetzungsentscheidung auf. Im Übrigen wer-
den nur die Schüler in die nächsthöhere Klasse ver-
setzt, die auf Grund ihrer Leistungen den Anforde-
rungen im laufenden Schuljahr im Ganzen entspro-
chen haben und die deshalb erwarten lassen, dass 
sie den Anforderungen der nächsthöheren Klasse 
gewachsen sind. Ein Schüler wird auch dann ver-
setzt, wenn die Klassenkonferenz zu der Auffassung  
gelangt, dass seine Leistungen nur vorübergehend 
nicht für die Versetzung ausreichen, dass er aber 
nach einer Übergangszeit den Anforderungen der 
nächsthöheren Klasse voraussichtlich gewachsen 
sein wird.

(2) Die Voraussetzungen für eine Versetzung gemäß 
Absatz 1 Satz 2 liegen vor 

1.  von Klasse 2 nach Klasse 3, wenn der Schü- 
ler im Jahreszeugnis in keinem der Fächer 
Deutsch und Mathematik die Note „unge- 
nügend“ und in nicht mehr als einem dieser 
Fächer die Note „mangelhaft“ erreicht hat;

2.  von Klasse 3 nach Klasse 4, wenn der Schüler 
im Jahreszeugnis in den Fächern Deutsch und 
Mathematik sowie im Sachunterricht zweimal 
mindestens „ausreichend“ und einmal minde-
stens „mangelhaft“ erreicht hat.

(3) Die Versetzung oder Nichtversetzung eines 
Schülers ist im Zeugnis wie folgt zu vermerken: 
„Versetzt“ oder „Nicht versetzt“.

§ 2 Meldung versetzungsgefährdeter  
Schüler

(1) Wird in den Klassen 2 bis 4 eine Klasse in den 
Fächern Deutsch, Mathematik sowie ab Klasse 3  im 
Sachunterricht nur von einem Lehrer unterrichtet, 
hat dieser sechs Wochen vor Aushändigung der Jah-
reszeugnisse alle Schüler, bei denen die Versetzung 

www.aufgabenbuch.de
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Grundschulversetzungsordnung
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er  scheint, kann am Ende der Klasse 3 festge-
stellt werden, dass das Ziel der Abschluss-
klasse der Grundschule erreicht ist, und eine 
Grundschulempfehlung ausgesprochen wer-
den. Die Entscheidung trifft die Klassenkonfe-
renz. § 4 der Auf nahmeverordnung gilt ent-
sprechend.

§ 5 Freiwillige Wiederholung 
einer Klasse

Schülerinnen und Schülern der Klassen 1 bis 4 wird 
auf Antrag der Erziehungsberechtigten einmal wäh-
rend des Besuchs dieser Klassen gestattet, eine 
Klasse freiwillig zu wiederholen. Die freiwillige Wie-
derholung ist zulässig am Ende der Klasse 1, wäh-
rend der Klasse 2, in den Klassen 3 und 4 in der 
Regel nur zum Ende eines Schulhalbjahres; über 
Ausnahmen entscheidet der Schulleiter.

§ 6 Ziel der Abschlussklasse

Am Ende der Klasse 4 ist festzustellen, ob das Ziel 
der Abschlussklasse der Grundschule erreicht ist.  
Das Ziel der Grundschule haben Schüler erreicht, die 
aufgrund von § 1 Abs. 2 Nr. 2 dieser Versetzungsord-
nung versetzt werden können.

§ 4 Überspringen einer Klasse

In Ausnahmefällen können Schüler mit Einverständ-
nis der Erziehungsberechtigten nach folgenden Maß-
gaben bis zu zwei Klassen überspringen: 

1.  Schüler, deren geistiger Entwicklungsstand so 
überdurchschnittlich ist, dass eine Einschu-
lung in Klasse 1 pädagogisch nicht sinnvoll 
erscheint, können in Klasse 2 eingeschult wer-
den. Die Entscheidung trifft der Schulleiter; er 
kann hierzu ein fachpsychologisches Gutach-
ten einholen.

2.  Schüler, deren Gesamtleistungen so über-
durchschnittlich sind, dass ein Verbleiben in 
der bisherigen Klasse pädagogisch nicht sinn-
voll erscheint, können in der Regel am Ende 
des ersten Schulhalbjahres der Klassen 1 bis 3 
in die nächsthöhere Klasse oder zum Schuljah-
resende der Klassen 1 bis 2 in die über nächste 
Klasse überwechseln. Die Entscheidung trifft 
die Klassen konferenz. An der Klassenkonfe-
renz nehmen die Lehrer der Klasse, in die der 
Schüler übertreten soll, mit beratender Stimme 
teil.

3.  Bei Schülern, deren Gesamtleistungen so 
überdurchschnittlich sind, dass ein Verbleiben 
in der Grundschule pädagogisch nicht sinnvoll 

www.aufgabenbuch.de
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Klasse   1 2 3 4

Unterrichtsfach
Religionslehre 1)   2 2 2 2 
Deutsch   6 6 7 7 
Heimat- und 
Sachunterricht   3 3 3 3 
Fremdsprache 2)   2 2 2 2 
Mathematik   4 5 5 5

1) Die Wochenstunden im Fach Religionslehre werden im Ein-
vernehmen mit den obersten Kirchenbehörden unbeschadet der 
Rechtslage erteilt.
2) Abweichend von der Dauer einer Unterrichtsstunde soll der 
Fremdsprachenunterricht in kleinere Zeiteinheiten aufgeteilt wer-
den. Nach Entscheidung des Kultusministeriums ist die Fremd- 
sprache in Grenznähe zu Frankreich in der Regel Französisch und 
im Übrigen in der Regel Englisch.

Klasse   1 2 3 4

Bildende Kunst / 
Textiles Werken 3)   1 2 3 3 
Musik   1 1 1 1 
Sport 4)   3 3 3 3
    22 24 26 26

Stütz- und Fördermaßnahmen 2 2 3 3

3) In den Klassen 3 und 4 sollen im halbjährigen Wechsel für das 
eine Fach zwei und für das andere Fach eine Stunde verwendet 
werden. 
4) In den Klassen, in denen die 3. Sportstunde noch nicht erteilt 
werden kann, ist diese Stunde für Musik oder Bildende Kunst zu 
verwenden.

Stundentafel für die Grundschulen
Auszug aus der Verordnung vom 31. Juli 2001 mit Änderungen ab 01.08.2018

Kontingentstundentafel für die Grundschulen
Auszug aus der Verordnung vom 19. April 2016

 Kontingentstundentafel           Klassen 1-4

Religionslehre 1   8 
Deutsch 28 
Fremdsprache 2   4  
Mathematik 21 
Sachunterricht 12 
Musik3   6 
Kunst / Werken3   7 
Bewegung, Spiel und Sport 12 
Themenorientierte Projekte 3 integrativ 
 innerhalb 
 der Fächer 

Differenzierungsangebote4 10
 

Anmerkungen: 
1 Die Wochenstunden im Fach Religionslehre werden im Einver-
nehmen mit den obersten Kirchenbehörden unbeschadet der 
Rechtslage erteilt. Die Wochenstundenzahl im Fach Religionslehre 
wird unter Beteiligung der zuständigen kirchlichen Beauftragten 
festgelegt.  
2 Abweichend von der Dauer einer Unterrichtsstunde soll der Fremd-
sprachenunterricht in kleinere Zeiteinheiten aufgeteilt werden. Nach  
Entscheidung des Kultusministeriums ist die Fremdsprache in Grenznähe 
zu Frankreich in der Regel Französisch und im Übrigen in der Regel  
Englisch.  
3 Die vorgesehenden Richtwerte, für Musik sechs Stunden und für 
Kunst, Werken sieben Stunden, dienen der Orientierung, die konkrete 
Verteilung obliegt der Schule.  
4 Zuweisung durch das Staatliche Schulamt im Rahmen der insgesamt 
zur Verfügung stehenden Ressourcen.
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bei Einzelarbeit, zum Beispiel über Ausdauer, 
Engagement, Eigeninitiative, Aufmerksamkeit 
und Sorgfalt getroffen.
3. im Lernbereich werden Aussagen zur 
Leistungsfähigkeit, zum Beispiel bezüglich 
Sprachverständnis, Leseverständnis, Zuhören, 
Ausdruck und schriftlicher Darstellung, zu moto-
rischen Kompetenzen, zu kreativen und kogni-
tiven Leistungen getroffen. Einzelheiten zum 
Lernstand in den einzelnen Fächern ergänzen die-
sen Bereich. Im Schulbericht zum Ende des zwei-
ten Schulhalbjahres der Klasse 2 sind für die 
Fächer Deutsch und Mathematik ganze Noten im 
Lernbereich auszubringen.

(3) Zur Abfassung des Schulberichts sollen die von 
der Schülerin oder dem Schüler im Unterricht und 
als Hausaufgabe gefertigten schriftlichen und prak-
tischen Arbeiten sowie die mündlichen Beiträge, 
Portfolios und Präsentationen zugrunde gelegt wer-
den. Präsentationsergebnisse, Lern- und Entwick-
lungsdokumentationen oder kompetenzbasierte 
Berichte sind einzubeziehen.

(4) Die Schülerinnen und Schüler erhalten zum Ende 
der Klasse 1 sowie zum Ende des ersten und zwei-
ten Schulhalbjahres der Klasse 2 einen Schulbericht.

§ 3 Leistungsfeststellung, Lernentwicklungs-
gespräche und Halbjahresinformationen 
in den Klassen 3 und 4

(1) Halbjahresinformationen und Zeugnisse geben 
ein Bild von der individuellen Leistungsentwicklung 
sowie den Kompetenzen und eröffnen gleichzeitig 
eine ermutigende Perspektive für die weitere Ent-
wicklung. Sie stützen sich auf sorgfältige Beobach-
tungen, mündliche Beiträge, schriftliche und prak-
tische Arbeiten sowie Präsentationsergebnisse, 
Lern- und Entwicklungsdokumentationen oder kom-
petenzbasierte Berichte. Es werden der Verlauf und 
die gesamte Lernentwicklung berücksichtigt. Die 
Leistungsbewertung erfolgt in der pädagogischen 
Verantwortung der Lehrkraft.

§ 1 Grundlagen der Leistungsbeurteilung

Kompetenzorientierung des Lernens verlangt ent-
sprechende Formen der Leistungsbeurteilung. Kom-
petenzorientierte Rückmeldungen im Verlauf des 
Lernprozesses, zum Beispiel auf der Grundlage 
von kompetenzbasierten Berichten, Beobachtungs-
bögen, Lernentwicklungsberichten, Lerntagebü-
chern oder Portfolios geben Aufschluss darüber, wie 
weit das einzelne Kind auf dem Weg zu den anzu-
strebenden Kompetenzen am Ende eines Lernab-
schnitts und bis zum Ende der Grundschulzeit fort-
geschritten ist und sind Grundlage für die Leistungs-
beurteilung. In Beratungs- und Lernentwicklungs- 
gesprächen erhalten Kinder und Eltern regelmäßig 
Informationen, worin die nächsten Lernschritte 
bestehen sollten. Die Rückmeldungen an die Eltern 
und Kinder erfolgen nach transparenten Kriterien 
und verdeutlichen die individuellen Fortschritte und 
das erreichte Kompetenzniveau der Standards.

§ 2 Schulbericht in Klassen 1 und 2

(1) In den Klassen 1 und 2 wird ein Schulbericht 
erstellt. Der Schulbericht dient vor allem der Förde-
rung der Schülerin oder des Schülers. Um das 
Zutrauen des Kindes in die eigenen Fähigkeiten zu 
erhalten und zu fördern, orientiert sich der Schulbe-
richt in erster Linie an den Möglichkeiten der einzel-
nen Schülerin oder des einzelnen Schülers und nicht 
an denen anderer Schülerinnen und Schüler und 
deren Leistungen.

(2) Im Schulbericht werden sachliche Feststellungen 
zum Verhaltensbereich, zum Arbeitsbereich und 
zum Lernbereich getroffen, zum Ende des zweiten 
Schulhalbjahres der Klasse 2 unter Berücksichtigung 
der Projektpräsentation:

1. Im Verhaltensbereich werden Aussagen zum 
Verhalten gegenüber Mitschülerinnen und Mit-
schülern, gegenüber Lehrkräften und zum 
Umgang mit Sachen getroffen,
2. im Arbeitsbereich werden Aussagen zum 
Arbeitsverhalten in der Klasse, in der Gruppe und 

Leistungsbeurteilung in Grundschulen
Auszug aus der Verordnung vom 19. April 2016
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Leistungsbeurteilung in Grundschulen

(9) In der Fremdsprache sind schriftliche Arbeiten 
wie Nachschriften, Diktate, schriftliche Vokabeltests 
oder Übersetzungen ausgeschlossen. Die Notenge-
bung beruht überwiegend auf der kriteriengestütz-
ten Beobachtung der Schülerleistung und der in- 
dividuellen Lernfortschritte; die Feststellung des 
Leistungsstandes im Hör- und Leseverstehen fließt 
in die Notengebung ein.

10) Zum Ende des Schuljahres der Klasse 3 werden 
in den Fächern Deutsch und Mathematik zentrale 
Diagnosearbeiten gestellt, die nicht benotet werden.

§ 4 Präsentation, Lern- und Entwicklungs- 
dokumentation

(1) Im zweiten Schulhalbjahr der Klasse 2 und im 
ersten Schulhalbjahr der Klasse 4 wird jeweils eine 
Präsentation abgehalten. Eine der Präsentationen 
erfolgt im Fach Deusch, die andere in der Regel in 
den Fächern Sachunterricht oder Mathematik. Die 
Präsentationen können in der Gruppe durchgeführt 
werden.

(2) Präsentationsergebnisse, Lern- und Entwick-
lungsdokumentationen oder kompetenzbasierte 
Berichte sind in die Leistungsbewertung einzubezie-
hen. Sie geben Aufschluss über die erreichten Kom-
petenzen.

§ 5 Schrift und Gestaltung 
in Klassen 3 und 4

In den Klassen 3 und 4 der Grundschule erhalten die 
Schülerinnen und Schüler in der Halbjahresinforma-
tion eine schriftliche Information und im Jahreszeug-
nis sowie im Abschlusszeugnis eine Note nach § 5 
der Notenbildungsverordnung für Schrift und 
Gestaltung. Die Note ist nicht für die Versetzung 
maßgebend.

 

(2) Zum Ende des ersten Schulhalbjahres der Klas-
sen 3 und 4 erhalten die Schülerinnen und Schüler 
eine Halbjahresinformation.

(3) In den Klassen 3 und 4 werden in den Fächern 
Deutsch und Mathematik schriftliche Arbeiten auf 
für die Lernkontrolle und den Leistungsnachweis 
angefertigt. Beim Umfang und bei der Beurteilung 
nach § 5 der Notenbildungsverordnung ist auf die 
Ausdauer und die Konzentrationsfähigkeit von 
Schülerinnen ind Schülern dieses Alters besonders 
Rücksicht zu nehmen.

(4) Schriftliche Arbeiten sollen in den Klassen 3 und 
4 in angemessenem Umfang bei der Leistungsbe-
wertung einbezogen werden. Zu beachten sind die 
Besonderheiten der individuellen Förderung und 
eine motiationsförderliche Besprechung der Ergeb-
nisse.

(5) In den Klassen 3 und 4 sind pro Schuljahr im 
Fach Deutsch nicht mehr als acht schriftliche Arbei-
ten, die der Lernkontrolle und dem Leistungsnach-
weis dienen, anzufertigen. Sie sind gleichmäßig auf 
das gesamte Schuljahr zu verteilen. Bei allen schrift-
lichen Arbeiten sind Abweichungen von der Recht-
schreibung sowie Ausdrucksmängel zu beachten 
und zur individuellen Förderung heranzuziehen.

(6) Am ersten Schultag nach einem zusammenhän-
genden Ferienabschnitt sowie an Montagen und 
dem auf einen gesetzlichen Feiertag folgenden Tag 
dürfen keine schriftlichen Arbeiten geschrieben wer-
den, die Lernkontrolle und dem Leistungsnachweis 
dienen. An einem Tag darf nur eine solche schrift-
liche Arbeit angefertigt werden.

(7) Mit Ausnahme der Fremdsprache können in 
allen Fächern praktische Arbeiten und Lerntagebü-
cher sowie schriftliche Arbeiten, die Übungs- und 
Wiederholungscharakter haben, gefertigt werden. 
Diese können zur Sicherung der Notengebung 
herangezogen werden.
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weise für ihre Erziehungsarbeit geben. Entsprechen-
des gilt für die Möglichkeit, die Noten für Verhalten 
und Mitarbeit zu erläutern.

Grundsätze

§ 1 Allgemeines

Der Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 
erfordert neben der Vermittlung von Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten auch deren Feststel-
lung zur Kontrolle des Lernfortschritts zum Leis-
tungsnachweis. Als Kontrolle des Lernfortschritts soll 
sie Lehrern, Schülern, Erziehungsberechtigten und 
ggf. den für die Berufserziehung der Schüler Mitver-
antwortlichen den erzielten Erfolg bestätigen, ihnen 
Hinweise für den weiteren Lernfortgang geben und 
damit die Motivation des Schülers fördern. Als Leis-
tungsnachweis stellt sie eine Entscheidungsgrund-
lage für den weiteren Bildungsgang des Schülers  
dar.

§ 2 Konferenzen, Klassenpflegschaft

(1) Die nachfolgenden Regelungen stellen einen 
Rahmen dar, innerhalb dessen die Gesamtlehrerkon-
ferenz mit Zustimmung der Schulkonferenz ergän-
zende Regelungen treffen kann (§ 45 Abs. 2 SchG 
i.V.m. § 2 Abs. 1 Konferenzordnung und § 47 Abs. 5 
SchG). Darüber hinaus kann die Schulkonferenz zu 
allgemeinen Fragen der Leistungserhebung und  
-be  urteilung Vorschläge gegenüber dem Schulleiter 
und den Lehrerkonferenzen machen (§ 47 Abs. 2 
SchG).

(2) Die Klassenpflegschaft soll ihrer Aufgabe, der 
Unterrichtung der Eltern über den Entwicklungsstand 
der Klasse und die Grundsätze für Klassenarbeiten 
und Hausaufgaben sowie der Aussprache darüber, 
besondere Beachtung schenken (§56 Abs. 1 SchG).

Vorbemerkungen

Der Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 
erfordert neben der Vermittlung von Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten auch die Vermittlung 
von Werten und Wertvorstellungen wie sie im 
Grund gesetz, in der Landesverfassung und in § 1 des 
Schulgesetzes niedergelegt sind. Der Lehrer als Er -
zieher benötigt zur Verwirklichung seiner Aufgaben 
einen pädagogischen Freiraum, bei der Leistungs-
beurteilung einen pädagogischen Beurteilungsspiel-
raum. Dem tragen die nachfolgenden Regelungen 
zur Notenbildung dadurch Rechnung, dass sie sich 
auf ein Mindestmaß beschränken und insbesondere 
regeln, worauf im Interesse der Chancengerechtig-
keit der Schüler nicht verzichetet werden kann. Dies 
erfordert andererseits, dass der Lehrer seinen päd a-
go gischen Beurteilungszeitraum, den er im Interesse 
des Schülers hat, verantwortungsvoll nutzt.

Der gemeinsame Erziehungsauftrag von Elternhaus 
und Schule gebietet, dass Fragen der Leistungser-
hebung und -beurteilung zwischen den beiden Er -
zie hungsträgern beraten werden. Soweit derartige 
Frage die Schule insgesamt betreffen, sind sie in der 
Schulkonferenz (§ 47 SchG), soweit sie einzelne 
Klassen betreffen in der Klassenpflegschaft (§ 56 
SchG) zu behandeln. Falls die Gesamtlehrerkonfe-
renz ergänzende Regelungen trifft, bedürfen sie der 
Zustimmung der Schulkonferenz.

Der gemeinsame Erziehungsauftrag von Elternhaus 
und Schule erfordert auch eine möglichst umfas-
sende Information der Eltern über die schulische 
Entwicklung ihrer Kinder. Neben dem Gespräch zwi-
schen Lehrern und Eltern dient dem insbesondere 
die Information der Eltern über die Leistungen ihrer 
Kinder im ersten Schulhalbjahr. Durch die Möglich-
keit, die Notentendenz anzugeben und die Beurtei-
lung durch zusätzliche Ausführungen zu erläutern, 
kann diese Information den Eltern wertvolle Hin-

Notenbildungsverordnung (NVO)
Auszug aus der Verordnung in der Fassung vom 1. Januar 2003 

mit Änderungen vom 26.07.2021
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§ 4 Halbjahresinformation

(1) Für das erste Schulhalbjahr erhalten die Schüler, 
soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, eine 
schriftliche Information über ihre Leistungen in den 
einzelnen Unterrichtsfächern, wobei ganze Noten, 
ganze Noten mit Notentendenz (Plus oder Minus) 
und halbe Noten zulässig sind.

(2) Bei wesentlichen Veränderungen des Leistungs-
bildes und besonderen Vorkommnissen können  
er  gänzende Aussagen gemacht werden. Falls ein 
Ge  spräch zwischen einzelnen Lehrern und den Er - 
ziehungsberechtigten angebracht erscheint, ist ein 
ent  sprechender Hinweis in die Halbjahresinforma - 
tion aufzunehmen.

(3) Die Halbjahresinformation ist vom Klassenleh-
rer, erforderlichenfalls nach Beratung in der  Klas- 
 sen  konferenz zu fertigen. Für die Ausgabe gilt § 3 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 und 3 sowie Abs. 5 
 ent spre chend. Die Halbjahresinformation in Klasse 
4 der Grundschule wird zusammen mit der Grund-
schulempfehlung in der Regel bis spätestens 1. März 
ausgegeben.

§ 5 Leistungsnoten

(1) Die Leistungen der Schüler werden mit folgen-
den Noten bewertet:  
sehr gut (1)  gut (2)  befriedigend (3)  ausrei-
chend (4)  mangelhaft (5)  ungenügend (6)

(2) Die Noten haben folgende Bedeutung:

1.  Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen im besonde-
ren Maße entspricht.

2.  Die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn die 
Leistung den Anforderungen voll entspricht.

3.  Die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung im allgemeinen den Anfor-
derungen entspricht.

4.  Die Note „ausreichend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, 
aber im ganzen den Anforderungen noch ent-
spricht.

5.  Die Note „mangelhaft“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die 
notwen digen Grundkenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in ab seh barer Zeit behoben 
werden können.

Zeugnisse, Halbjahresinformationen, 
Noten

§ 3 Zeugnisse

(1) Für jedes Schuljahr erhalten die Schüler, soweit 
nichts Abweichendes bestimmt ist, ein Zeugnis über 
ihre Leistungen in den einzelnen Unterrichtsfächern 
während des ganzen Schuljahres (Jahreszeugnis).

Zusätzlich enthalten: 

a)  das Jahreszeugnis der Klasse 3 der Grundschule, 
die Jahreszeugnisse der Klassen 5 und 6 der 
Werkrealschule und Hauptschule, der Realschule 
und des Gymnasiums, das Abschlusszeugnis 
der Grund  schule sowie die Zeugnisse der ent-
sprechenden Klassen der allge mein bildenden 
Sonderschulen mit Ausnahme der Schulen für 
geistig Behinderte eine allgemeine Be   urteilung,

b)  die übrigen Jahreszeugnisse Noten für Verhal-
ten und Mitarbeit; abweichend davon werden 
in den Kollegs, den einjährigen zur Fachhoch-
schulreife führenden Berufskollegs, in der Mit-
tel- und Oberstufe der Berufsoberschulen und in 
den Fachschulen mit Ausnahme der Fachschu-
len für Sozialpädagogik sowie in den Abgangs-, 
Abschluss- und Prüfungszeugnissen keine No- 
ten für Verhalten und Mitarbeit erteilt.

(2) In den Abschlussklassen erhalten die Schüler, 
soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, außerdem 
ein Zeugnis über ihre Leistungen in den einzelnen 
Unterrichtsfächern im ersten Schulhalbjahr (Halb   -
jah res zeugnis).

(3) Das erste Schulhalbjahr dauert bis zum 31. Ja nuar, 
das zweite Schulhalbjahr bis zum 31. Juli.

(4) Die Zeugnisse sind in der Regel auszugeben:

1.  das Halbjahreszeugnis in der Zeit vom 1. bis 
10. Februar,

2.  das Jahreszeugnis an einem der letzten sieben 
Unterrichtstage.

Die für die Ausgabe der Abgangs-, Abschluss- und 
Prüfungszeugnisse geltenden Bestimmungen blei ben 
unberührt. Dasselbe gilt, wenn in Prüfungs an for de-
rungen Sonderbestimmungen für das Halbjahreszeug-
nis getroffen sind.

Notenbildungsverordnung (NVO)
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Verhalten bezeichnet sowohl das Betragen im allge-
meinen als auch die Fähigkeit und tätige Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit.

Mitarbeit bezieht sich vor allem auf den Arbeits-
willen, der sich in Beiträgen zu den selbstständig 
oder gemeinsam mit anderen zu lösenden Aufga -
ben äußert.

(3) Die Noten für Verhalten und Mitarbeit sollen 
durch Bemerkungen zum Lern-, Arbeits- und Sozial-
verhalten des Schülers ergänzt werden, falls dies aus 
pädagogischen Gründen erforderlich ist.

(4) Unter Bemerkungen können Aussagen zu häufi-
gen Fehlzeiten gemacht werden. Dies gilt nicht für 
Abgangs-, Abschluss- und Prüfungszeugnisse.

(5) Die allgemeine Beurteilung, die Noten für Ver-
halten und Mitarbeit und die Bemerkungen werden 
als Teil des Zeugnisses gemäß §4 Abs. 1 Nr. 4 Kon-
ferenzordnung von der Klassenkonferenz bzw. der 
Jahrgangsstufenkonferenz beraten und beschlossen; 
der Klassenlehrer bzw. Tutor hat für die allgemeine 
Beurteilung einen Vorschlag zu machen.

   Feststellung von Schülerleistungen

§ 7 Allgemeines

(1) Grundlage der Leistungsbewertung in einem 
Unterrichtsfach sind alle vom Schüler im Zusammen-
hang mit dem Unterricht erbrachten Leistungen 
(schriftliche, mündliche und praktische Leistungen). 
Schriftliche Leistungen sind insbesondere die schrift-
lichen Arbeiten (Klassenarbeiten und schriftliche 
Wie derholungsarbeiten). Der Fachlehrer hat zum 
Beginn seines Unterrichts bekannt zu geben, wie  
er in der Regel die verschiedenen Leistungen bei  
der Notenbildung gewichten wird.

(2) Die Bildung der Note in einem Unterrichtsfach 
ist eine pädagogisch-fachliche Gesamtwertung der 
vom Schüler im Beurteilungszeitraum erbrachten 
Leistungen.

(3) Die allgemeinen für die Bewertung der Leistun-
gen in den einzelnen Fächern oder Fächerverbünden 
maßgebenden Kriterien hat der Fachlehrer den  
Schülern und auf Befragen auch ihren Erziehungs-
berechtigten sowie den für die Berufserziehung  
der Schüler Mitverantwortlichen dar  zulegen.

6.  Die Note „ungenügend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung den Anforderungen nicht 
entspricht und selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die Mängel in abseh-
barer Zeit nicht behoben werden können.

(3) Bei der Bewertung von Schülerleistungen ist der 
Eigenart der verschiedenen Schularten und Schul-
typen sowie der Altersstufe des Schülers Rechnung 
zu tragen. Der Begriff „Anforderungen“ in Absatz 2 
bezieht sich auf die im Bildungsplan oder Lehrplan 
festgelegten Leitgedanken, Kompetenzen, Ziele und 
Inhalte, insbesondere auf den Umfang, auf die 
selbstständige, richtige und prozessorientierte An -
wendung der geforderten Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten sowie auf die Art der Darstellung.

(4) In den Halbjahres- und Jahreszeugnissen sowie 
in den Ab gangs-, Abschluss- und Prüfungszeugnis-
sen sind nur ganze Noten zulässig.

§ 6 Allgemeine Beurteilung, 
Noten für Verhalten und Mitarbeit, 
Bemerkungen

(1) Die allgemeine Beurteilung beinhaltet Aussagen 
zur Arbeitshaltung (z.B. Fleiß, Sorgfalt), zur Selbst-
ständigkeit (z.B. Eigeninitiative, Verantwortungsbe-
reitschaft) und zur Zusammenarbeit (z.B. Hilsbereit-
schaft, Fairness) in der Klassen- und Schulgemein-
schaft.

(2) Das Verhalten und die Mitarbeit der Schüler 
werden mit folgenden Noten bewertet:

sehr gut – gut – befriedigend – unbefriedigend.

Die Noten haben folgende Bedeutung:

1.  Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten bzw. die Mitarbeit des Schülers 
besondere Anerkennung verdienen.

2.  Die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten bzw. die Mitarbeit des Schülers den 
an ihn zu stellenden Erwartungen entspricht.

3.  Die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten bzw. die Mitarbeit des  
Schülers den an ihn zu stellenden Erwar-
tungen im ganzen ohne wesentliche Ein-
schränkung entspricht.

4.  Die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten bzw. die Mitarbeit des  
Schülers den an ihn zu stellenden Erwar-
tungen nicht entspricht.

Notenbildungsverordnung (NVO)
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(7) Die Absätze 4 bis 6 gelten entsprechend für 
mündliche und praktische Leistungen.

§ 9 Zahl der Klassenarbeiten und  
schriftlichen Wiederholungsarbeiten

(1) In den Werkrealschulen und den Hauptschulen 
sind in den Klassen 5 bis 9 im Fach Deutsch im 
Schuljahr mindestens vier Klassenarbeiten gefertigt, 
darunter eine Nachschrift; in den Fächern Mathema-
tik und Englisch sollen häufiger verschiedenartige, 
aber weniger umfangreiche schriftliche Arbeiten 
angefertigt werden. In der Klasse 10 sind in den 
Fächern Deutsch und Englisch jeweils mindestens 
vier Klassenarbeiten anzufertigen; im Fach Deutsch 
müssen darunter mindestens zwei Aufsätze sein. 
Diejenigen Schüler, die in dieser Klassenstufe nach 
den für den Hauptschulabschluss geltenden Anfor-
derungen unterrichtet werden, fertigen im Fach 
Deutsch mindestens drei Klassenarbeiten; in den 
Fächern Mathematik und Englisch sollen häufiger ver-
schiedenartige, aber weniger umfangreiche schrift-
liche Arbeiten angefertigt werden. Im Fach Mathema-
tik sind mindestens drei Klassenarbeiten anzufertigen.

§ 10 Hausaufgaben

(1) Hausaufgaben sind zur Festigung der im Unter-
richt vermittelten Kenntnisse, zur Übung, Vertiefung 
und Anwendung der vom Schüler erworbenen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie zur Förderung 
des selbstständigen und eigenverantwortlichen 
Arbeitens erforderlich.

(2) Die Hausaufgaben müssen in innerem Zusam-
men hang mit dem Unterricht stehen und sind so  
zu stellen, dass sie der Schüler ohne fremde Hilfe in 
an ge messener Zeit erledigen kann.

(3) Die näheren Einzelheiten hat die Gesamtlehrer-
konferenz mit Zustimmung der Schulkonferenz zu 
regeln, insbesondere den zeitlichen Umfang sowie 
die Anfertigung von Hausaufgaben übers Wochen-
ende, über Feiertage und an Tagen mit Nachmit-
tagsunterricht; an Tagen mit verpflichtendem Nach-
mittagsunterricht darf es in den Klassen 5 bis 10 keine 
schriftlichen Hausaufgaben von diesem auf den 
nächsten Tag geben.

(4) Der Klassenlehrer bzw. Tutor hat für eine zeit - 
li che Abstimmung der Hausaufgaben der einzelnen 
Fachlehrer zu sorgen und auf die Einhaltung der 
bestehenden Regelungen zu achten.

(4) Der Fachlehrer hat dem Schüler auf Befragen 
den Stand seiner mündlichen und praktischen Lei s- 
  tungen anzugeben. Nimmt er eine besondere Prü  -
fung vor, die er gesondert bewertet, hat er dem 
Schüler die Note bekannt zu geben.

§ 8 Klassenarbeiten,  
schriftliche Wiederholungsarbeiten

(1) Klassenarbeiten geben Aufschluss über Unter-
richtserfolg und Kenntnisstand einer Klasse und  ein  - 
zelner Schüler und weisen auf notwendige Förder-
maßnahmen hin. Sie werden daher in der Regel 
nach den Phasen der Erarbeitung, Vertiefung, Übung 
und Anwendung angesetzt. Klassenarbeiten sind in 
der Regel anzukündigen.

(2) Schriftliche Wiederholungsarbeiten geben Auf-
schluss über den erreichten Unterrichtserfolg der 
unmittelbar vorangegangenen Unterrichtsstunden 
einer Klasse und einzelner Schüler und weisen auf 
notwendige Fördermaßnahmen hin. Sie können 
auch als Nachweis dafür dienen, mit welchem Erfolg 
die Hausaufgaben bewältigt wurden. Für die Anfer-
tigung einer schriftlichen Wiederholungsarbeit sind  
in der Regel bis zu 20 Minuten vorzusehen.

(3) Klassenarbeiten und schriftliche Wiederholungs-
arbeiten sind gleichmäßig auf das ganze Schuljahr 
zu verteilen. An einem Tag soll nicht mehr als eine 
Klassenarbeit geschrieben werden. Vor der Rück-
gabe und Besprechung einer schriftlichen Arbeit 
oder am Tag der Rückgabe darf im gleichen Fach 
keine neue schriftliche Arbeit angesetzt werden.

(4) Versäumt ein Schüler entschuldigt die Anferti-
gung einer schriftlichen Arbeit, entscheidet der Fach-
lehrer, ob der Schüler eine entsprechende Arbeit 
nachträglich anzufertigen hat.

(5) Weigert sich ein Schüler, eine schriftliche Arbeit 
anzufertigen, oder versäumt er unentschuldigt die 
Anfertigung einer schriftlichen Arbeit, wird die Note 
„ungenügend“ erteilt.

(6) Begeht ein Schüler bei einer schriftlichen Arbeit 
eine Täuschungshandlung oder einen Täuschungs-
versuch, entscheidet der Fachlehrer, ob die Arbeit 
wie üblich zur Leistungsbewertung herangezogen 
werden kann. Ist dies nicht möglich, nimmt der 
Fachlehrer einen Notenabzug vor oder ordnet an, 
dass der Schüler eine entsprechende Arbeit noch-
mals anzufertigen hat. In Fällen, in denen eine 
schwere oder wiederholte Täuschung vorliegt, kann 
die Ar beit mit der Note „ungenügend“ bewertet 
werden.

Notenbildungsverordnung (NVO)
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Schule unter Angabe des Grundes und der voraus-
sichtlichen Dauer der Verhinderung unverzüglich 
mitzuteilen (Entschuldigungspflicht). Ent schul di-
gungs  pflichtig sind für minderjährige Schüler die 
Erziehungsberechtigten und diejenigen, denen Er -
ziehung oder Pflege eines Kindes anvertraut ist,  
volljährige Schüler für sich selbst. Die Entschul-
digungspflicht ist spätestens am zweiten Tag der 
Verhinderung mündlich, fernmündlich, elektronisch 
oder schriftlich zu erfüllen. Im Falle elektronischer 
oder fernmündlicher Verständigung der Schule ist 
die schriftliche Mitteilung binnen drei Tagen nach -
zu reichen.

(2) Bei einer Krankheitsdauer von mehr als zehn, 
bei Teilzeitschulen von mehr als drei Unterrichtsta-
gen kann der Klassenlehrer vom Entschuldigungs-
pflichtigen die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
verlangen. Lassen sich bei auffällig häufigen Erkran-
kungen Zweifel an der Fähigkeit des Schülers, der 
Teilnahmepflicht gemäß § 1 nachzukommen, auf 
andere Weise nicht ausräumen, kann der Schulleiter 
vom Entschuldigungspflichtigen die Vorlage eines 
ärztlichen Zeugnisses verlangen. In diesen Fällen 
und unter den gleichen Voraussetzungen bei langen 
Erkrankungen kann der Schulleiter auch die Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangen.

(3) Eine Schülerin, die wegen ihrer Schwangerschaft 
die Schule nicht besuchen kann oder will, ist wie 
eine Schülerin zu behandeln, die wegen Krankheit 
den Unterricht nicht besuchen kann. Für Schülerin-
nen der Berufsschule gilt dies nur insoweit, als sie 
wegen ihrer Schwangerschaft nicht mehr in ihrer 
Ausbildungs- oder Arbeitsstätte tätig sind.

(4) Beim Auftreten übertragbarer Krankheiten blei-
ben die Vorschriften des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) in der jeweils 
geltenden Fassung unberührt.

§ 1 Teilnahmepflicht und  
Schulversäumnis

(1) Jeder Schüler ist verpflichtet, den Unterricht und 
die übrigen verbindlichen Veranstaltungen der 
Schule regelmäßig und ordnungsgemäß zu besuchen 
und die Schulordnung einzuhalten. Bei minderjähri-
gen Schülern haben die Erziehungsberechtigten und 
diejenigen, denen Erziehung oder Pflege eines 
 Kindes anvertraut ist, bei berufsschulpflichtigen 
Schü lern außerdem die für die Berufserziehung der 
Schüler Mitverantwortlichen (Ausbildende, Dienst-
herren, Leiter von Betrieben) oder deren Bevoll-
mächtigte dafür zu sorgen, dass die Schüler diesen 
Verpflichtungen Folge leisten.

(2) Der Schüler ist auch bei freiwilligen Unterrichts-
veranstaltungen so lange zur Teilnahme verpflichtet, 
als er nicht ordnungsgemäß abgemeldet ist. Bei  
den freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen, die sich 
über einen längeren Zeitraum erstrecken, kann die 
Schule vor der Anmeldung des Schülers den Zeit-
punkt festlegen, vor dem eine Abmeldung nicht 
zulässig ist; eine Abmeldung zum Schuljahresende 
ist jedoch uneingeschränkt zulässig.

(3) Ein Schulversäumnis liegt vor, wenn ein Schüler 
seiner Teilnahmepflicht nicht nachkommt, ohne an 
der Teilnahme verhindert (§ 2), von der Teilnahme 
befreit (§ 3) oder beurlaubt (§ 4 und 5) zu sein.

(4) Für den Konfirmandenunterricht halten die Schu-
len in der Klassenstufe 8 den ganzen Mittwochnach-
mittag unterrichtsfrei; nach örtlicher Absprache kann 
dieser Nachmittag zusätzlich in Klasse 7 freigehal-
ten werden.

§ 2 Verhinderung der Teilnahme

(1) Ist ein Schüler aus zwingenden Gründen (z. B. 
Krankheit) am Schulbesuch verhindert, ist dies der 

Schulbesuchsverordnung
Verordnung des Kultusministeriums über die Pflicht zur Teilnahme

am Unterricht und an den sonstigen Schulveranstaltungen.
Auszug aus der Verordnung vom 21. März 1982  

mit Änderungen vom 26.07.2021 (aktuellste Fassung 15.07.2024)



12GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Schulbesuchsverordnung

(2) Als Beurlaubungsgründe werden anerkannt:

1.  Kirchliche Veranstaltungen nach Nr. I der 
Anlage. Die Bestimmung des § 4 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Sonntage und Feiertage in 
der Fassung vom 28. November 1970 (Ges. BI. 
1971 S. 1), nach der Schüler an den kirchlichen 
Feier tagen ihres Bekenntnisses das Recht 
haben, zum Besuch des Gottesdienstes dem 
Unterricht fernzubleiben, bleibt un berührt.

2.  Gedenktage oder Veranstaltungen von Reli-
gions- oder Weltanschauungsgemeinschaften 
nach Nr. II–VI der Anlage. Dem Antrag muss, 
soweit die Zugehörigkeit zu der Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft nicht auf an- 
dere Weise nachgewiesen ist, eine schriftliche 
Bestätigung beigefügt sein.

(3) Als Beurlaubungsgründe können außerdem ins-
besondere anerkannt werden:

1.  Heilkuren oder Erholungsaufenthalte, die vom 
Staatlichen Gesundheitsamt oder vom Ver- 
trauens arzt einer Krankenkasse veranlasst oder 
befürwortet worden sind;

2.  Teilnahme am internationalen Schüleraustausch 
sowie an Sprachkursen im Ausland;

3.  Teilnahme an den von der Landeszentrale für 
politische Bildung durchgeführten zweitägigen 
Politischen Tagen für die Klassen 10 bis 13;

4.  Teilnahme an wissenschaftlichen oder künst-
lerischen Wettbewerben;

5.  die aktive Teilnahme an sportlichen Wettkämp-
fen und an Lehrgängen überregionaler oder 
regionaler Trainingszentren sowie an überre- 
gionalen Veranstaltungen von Musik- und 
Gesangvereinen, anerkannten Jugendverbän-
den und so  zialen Diensten, soweit die Teil-
nahme vom jeweiligen Verband befürwortet 
wird;

6.  die Ausübung eines Ehrenamts bei Veran-
staltungen von Sport-, Musik- und Gesang- 
vereinen, anerkannten Jugendverbänden und 
sozialen Diensten, sofern dies vom jeweiligen 
Verband befürwortet wird;

7.  Teilnahme an Veranstaltungen der Arbeits-
kreise der Schüler (§ 69 Abs. 4 SchG), soweit 
es sich um Schulveranstaltungen handelt (§ 18 
SMV-Verordnung) sowie an Sitzungen des Lan-
desschulbeirats (§ 70 SchG) und des Landes-
schülerbeirats (§ 69 Abs. 1 bis 3 SchG);

§ 3 Befreiung vom Unterricht  
in einzelnen Fächern oder von sonstigen 
einzelnen Schulveranstaltungen

(1) Schüler werden vom Sportunterricht teilweise 
oder ganz befreit, wenn es ihr Gesundheitszustand 
erfordert. Von der Teilnahme am Unterricht in einzel-
nen anderen Fächern oder von sonstigen verbind-
lichen Schulveranstaltungen können Schüler nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen vorüberge-
hend oder dauernd ganz oder teilweise befreit wer-
den; für Berufsschulpflichtige gilt dies nur dann, 
wenn der Gesundheitszustand die Teilnahme nicht 
zulässt.

(2) Befreiung wird nur auf rechtzeitigen Antrag 
gewährt. Für minderjährige Schüler können Anträge 
schriftlich von den Erziehungsberechtigten, für voll-
jährige Schüler von diesen selbst gestellt werden. In 
dringenden Fällen können auch minderjährige Schü-
ler mündliche Anträge auf Befreiung stellen. Eines 
schriftlichen Antrages bedarf es ferner nicht, wenn 
eine Erkrankung oder körperliche Beeinträchtigung 
des Schülers die Teilnahme am Unterricht oder den 
sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen offen-
sichtlich nicht zulässt.

(3) Der Antrag auf Befreiung ist zu begründen. Wer-
den gesundheitliche Gründe geltend gemacht, ist für 
eine Befreiung bis zu sechs Monaten ein ärztliches 
Zeugnis vorzulegen. Bei längeren oder auffällig häu-
figen Erkrankungen gilt § 2 Satz 3 entsprechend. Im 
Fall des Abs. 2 Satz 4 ist ein ärztliches Zeugnis nicht 
vorzulegen. Die Befreiung wird jeweils längstens für 
die Dauer eines Schuljahres ausgesprochen und 
kann mit Auflagen verbunden werden.

(4) Über die Befreiung von einer Unterrichtsstunde 
sowie in den Fällen des Abs. 2 Satz 4 entscheidet 
der Fachlehrer, von einer sonstigen verbindlichen 
Schulveranstaltung der Klassenlehrer. In den übrigen 
Fällen entscheidet über Befreiungen der Schulleiter.

§ 4 Beurlaubung

(1) Eine Beurlaubung vom Besuch der Schule ist 
lediglich in besonders begründeten Ausnahmefällen 
und nur auf rechtzeitigen schriftlichen Antrag mög-
lich. Der Antrag ist vom Erziehungsberechtigten, bei 
volljährigen Schülern von diesen selbst zu stellen.
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ge  macht werden, dass der versäumte Unterricht 
ganz oder teilweise nachgeholt wird.

(5) Zuständig für die Entscheidung über Beurlau- 
bung ist in den Fällen des Absatzes 2 sowie bis  
zu zwei unmittelbar aufeinander folgenden Unter-
richtstagen in den Fällen des Absatzes 3 der Klas-
senlehrer, in den übrigen Fällen der Schulleiter.

Anlage zu § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2

Für folgende kirchliche Veranstaltungen werden die 
Schüler beurlaubt:

1.  Konfirmanden am Montag nach Ihrer Konfir-
mation;

2.  Erstkommunikanten am Montag nach der Erst-
kom munion;

3.  Firmlinge am Tag ihrer Firmung; wenn die 
Firmung an einem schulfreien Tag stattfindet, 
am un mittelbar danach folgenden Schultag;

4.  Schüler der Klasse 9 der Hauptschulen, der 
Klasse 10 der Realschulen und Gymnasien, der 
Jahrgangsstufe 13 der Gymnasien, für zwei 
Tage der Besinnung und Orientierung.

8.  die Vollendung des 18. Lebensjahres während 
des 1. Schulhalbjahres bei Berufsschulpflichti-
gen, die nicht in einem Berufsausbildungsver-
hältnis stehen oder eine Stufenausbildung fort-
setzen für eine Beurlaubung für das zweite 
Schulhalbjahr (§ 78 Abs.1 Satz 2 in Verbindung 
mit Abs. 2 Satz 1 SchG);

9.  wichtiger persönlicher Grund; als wichtiger 
persönlicher Grund gelten insbesondere Ehe-
schließungen der Geschwister, Hochzeitsjubi-
läen der Erziehungsberechtigten, Todesfall in 
der Fami lie, Wohnungswechsel, schwere Er- 
krankung von zur Hausgemeinschaft gehö-
renden Fami lien mit gliedern, sofern der Arzt 
bescheinigt, dass die Anwesenheit des Schü-
lers zur vorläufigen Sicherung der Pflege erfor-
derlich ist.

(4) Für das Fernbleiben der Schüler vom Unterricht 
aufgrund einer Beurlaubung tragen die Erziehungs-
berechtigten, volljährige Schüler für sich selbst die 
Verantwortung. Die Schulen beraten erforderlichen-
falls die Erziehungsberechtigten und den Schüler 
über die Auswirkungen der beantragten Beur-
laubung. Die Beurlaubung kann davon abhängig 

Schulbesuchsverordnung



14GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Elternvertretungen und Pflegschaften 
an öffentlichen Schulen (Elternbeiratsverordnung)
Auszug aus der Verordnung vom 16. Juli 1985 (aktuellste Fassung 15.07.2024)

   Klassenpflegschaft

§ 5 Aufgaben

Aufgaben und Rechte der Klassenpflegschaften er -
geben sich aus § 56 SchG.

§ 6 Mitglieder und Teilnahmeberechtigte

(1) Mitglieder der Klassenpflegschaft sind die Eltern 
der Schüler der Klasse sowie alle Lehrer, die in der 
Klasse regelmäßig unterrichten.

(2) Der Schulleiter und der Vorsitzende des Eltern-
beirats sind berechtigt, an den Sitzungen der Klassen-
pflegschaft teilzunehmen; sie sind hierzu einzuladen.

§ 7 Stimmrecht

Stimmberechtigt ist jedes anwesende Mitglied der 
Klassenpflegschaft mit einer Stimme. Das gilt auch 
für Mitglieder, denen die Sorge für mehrere Schüler 
der Klasse zusteht; Mutter und Vater haben je eine 
Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts und die 
Beschlussfassung im Wege der schriftlichen Umfrage 
sind nicht zulässig.

§ 8 Sitzungen

(1) Der Vorsitzende der Klassenpflegschaft lädt zu 
den Sitzungen der Klassenpflegschaft ein, bereitet 
sie vor und leitet sie. Er bestimmt im Benehmen mit 
dem Klassenlehrer Zeitpunkt, Tagungsort und Ta -
gungs ordnung der Sitzung sowie die Tagesord-
nungspunkte, zu denen gemäß § 56 Abs. 3 Satz 2 
SchG der Klassensprecher und sein Stellvertreter 
einzuladen sind; das gleiche gilt für die Einladung 
aller Schüler einer Klasse und weiterer Personen. Die 
Einladungsfrist soll mindestens eine Woche betra-

   Eltern

§ 1 Eltern

(1) Eltern im Sinne dieser Verordnung sind alle 
Erziehungsberechtigten, denen die Sorge für die 
 Person des Schülers zusteht, oder Personen, denen 
diese die Erziehung außerhalb der Schule anvertraut 
haben.

(2) Die Elternrechte bei volljährigen Schülern in 
Klassenpflegschaft, Elternvertretungen und Schul- 
konferenz gemäß §55 Abs. 3 SchG können von den 
Erziehungsberechtigten, denen die Sorge für die 
 Person des Schülers im Zeitpunkt des Eintritts der 
Volljährigkeit zustand, wahrgenommen werden.

§2 Elternrechte

Die Rechte und Pflichten der einzelnen Eltern ge gen-
über ihren Kindern, gegenüber Schule und Schul- 
verwaltung werden durch diese Verordnung nicht 
be  rührt.

§ 3 Eltern-Lehrergespräch

Unbeschadet dienstrechtlicher Regelungen stehen 
die Lehrer den Eltern in Sprechstunden zur gegen-
seitigen persönlichen Aussprache und Beratung zur 
Verfügung.

§ 4 Rechtsstellung der Elternvertreter

Die Elternvertreter sind bei der Ausübung ihrer 
Rechte im schulischen Bereich frei von Weisungen 
durch Schule, Schulaufsichtsbehörde und sonstigen 
Behörden. Andererseits sind auch sie nicht berech-
tigt, diesen Weisungen zu erteilen oder Untersu-
chungen gegen sie wegen ihres dienstlichen Ver- 
haltens zu führen; unberührt hiervon bleibt das 
Informations- und Beschwerderecht der Eltern.
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(3) Niemand kann an derselben Schule zum Klassen-
elternvertreter oder Stellvertreter mehrerer Klassen 
gewählt werden. 

§ 18 Abstimmungsgrundsätze

(1) Die Wahl findet auf Antrag geheim statt. Wird 
ein Antrag nicht gestellt, wird durch Handzeichen 
abgestimmt.

(2) Eine Übertragung des Stimmrechts ist nicht 
zulässig.

(3) Gewählt ist, wer die meisten gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los; 
die Wahlordnung kann etwas anderes bestimmen.

   Elternbeirat

§ 24 Aufgaben

Aufgaben und Rechte des Elternbeirats ergeben sich 
aus § 57 SchG. 

§ 25 Mitglieder

Mitglieder des Elternbeirats sind gemäß § 57 Abs. 3 
Satz 2 SchG mit gleichen Rechten und Pflichten die 
Klassenelternvertreter und ihre Stellvertreter sowie 
die Elternvertreter und ihre Stellvertreter nach den 
§§ 21 bis 23. 

§ 26 Wahl und Amtszeit des Vorsitzenden

(1) Der Elternbeirat wählt aus seiner Mitte den Vorsit-
zenden und dessen Stellvertreter (§ 57 Abs. 4 Satz 1 
SchG). Dabei sind nicht wählbar:

1.  Schulleiter, Stellvertretende Schulleiter und 
Lehrer einer öffentlichen Schule des Landes;

2.  Ehegatten oder Lebenspartner der Lehrer der 
Schule;

3.  Ehegatten oder Lebenspartner der in § 14 Abs. 
2 Nr. 5 genannten Vertreter des Schulträgers.

(2) Zum Vorsitzenden oder zum stellvertretenden 
Vor sitzenden des Elternbeirats kann nicht gewählt 
werden, wer bereits an einer anderen Schule des- 
selben Schulträgers eines dieser Ämter innehat.

(3) Die Wahl des Vorsitzenden des Elternbeirats und 
seines Stellvertreters findet nach der Wahl der Mit-

gen. Für die Einladung zur Sitzung kann sich der 
Vorsitzende der Hilfe der Schule bedienen. 

(2) Zu einer Sitzung ist einzuladen, wenn es der 
Förderung der Erziehungsarbeit in der Klasse dien-
lich erscheint, mindestens jedoch einmal im Schul-
halbjahr. Außerdem hat der Vorsitzende binnen zwei 
Wochen zu einer Sitzung einzuladen, wenn ein Vier-
tel der Eltern, der Klassenlehrer, der Schulleiter oder 
der Elternbeiratsvorsitzende darum nachsuchen (§56 
Abs. 5 Satz 2 SchG).

(3) Die Sitzungen der Klassenpflegschaft sind nicht 
öffentlich.

(4) Die Klassenlehrer sind zur Teilnahme an den Sitzun-
gen verpflichtet, die Fachlehrer, soweit ihre Teilnahme 
entsprechend der Tagungsordnung erforderlich ist.

(5) Das Recht der Eltern einer Klasse, außerhalb der 
Klassenpflegschaft zusammenzukommen, bleibt un -
berührt.

   Klassenelternvertreter

§ 14 Wahl und Wählbarkeit

(1) Die Eltern der Schüler der Klasse wählen den 
Klassenelternvertreter und seinen Stellvertreter (§ 
57 Abs. 3 Satz 1 SchG). Die Wahl erfolgt in dem 
Schuljahr, das auf den Ablauf der Amtszeit des bis-
herigen Elternvertreters folgt, spätestens aber inner-
halb von sechs Wochen nach Beginn des Unter-
richts. Für Stimmabgabe gilt § 7 entsprechend.

(2) Wählbar sind die Eltern jedes Schülers der 
Klasse, ausgenommen:

1.  Der Schulleiter, der Stellvertretende Schulleiter 
und die Lehrer der Schule sowie sonstige 
Perso nen, die an der Schule unterrichten;

2.  die Ehegatten des Schulleiters, des Stellver- 
tretenden Schulleiters und der Lehrer, die die 
Klasse unterrichten;

3.  die in einer Schulaufsichtsbehörde des Landes 
tätigen Beamten des höheren Dienstes;

4.  die Ehegatten der für die Fach- und Dienst-
aufsicht über die Schule zuständigen Beamten;

5.  die gesetzlichen Vertreter des Schulträgers, 
ihre allgemeinen Stellvertreter sowie die beim 
Schulträger für die Schulverwaltung zuständi-
gen leitenden Beamten.

Elternbeiratsverordnung
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(3) Der Elternbeirat kann weitere Personen ohne 
Stimmrecht zu Sitzungen zuziehen.

§ 28 Geschäftsordnung

Der Elternbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Diese regelt insbesondere das Nähere über: 

1.  Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters;

2.  das Verfahren bei der Wahl des Vorsitzenden, 
seines Stellvertreters und der Vertreter der 
Eltern und ihrer Stellvertreter in der Schulkon-
ferenz (§ 3 Abs. 1 Schulkonferenzordnung);

3.  die Form und die Frist für die Einladung, wobei 
bestimmt werden kann, dass die Einladung 
über die Schüler erfolgen kann;

4.  eine Neuwahl für den Fall, dass der Vorsit-
zende und sein Stellvertreter vor Ablauf der 
Amtszeit aus ihren Ämtern ausscheiden;

5.  das Verfahren bei Abstimmungen, insbeson-
dere darüber, ob geheim abzustimmen und ob 
eine Ab stimmung im Wege der schriftlichen 
Umfrage zulässig ist;

6.  die Voraussetzungen, unter denen der Vorsitzen-
 de verpflichtet ist, den Elternbeirat einzuberu-
fen;

7.  die Beschlussfähigkeit des Elternbeirats;
8.  das Verfahren über Einsprüche gegen die Wahl 

des Vorsitzenden und seines Stellvertreters;
9.  a) die Möglichkeit, zur Deckung notwendiger 

Unkosten, freiwillige Beiträge zu erheben,
b) die Möglichkeit, eine Elternkasse zu führen 
und die für eine geordnete Kassenführung 
notwendigen Grundsätze zu erlassen.

glieder des Elternbeirats (§25), spätestens aber 
innerhalb von neun Wochen nach Beginn des Unter-
richts in dem Schuljahr statt, das auf den Ablauf der 
Amtszeit der bisherigen Amtsinhaber folgt.

(4) Die Wahl ist nach erfolgter Wahl der Mitglieder 
des Elternbeirats, spätestens nach Ablauf der Frist 
für diese Wahl (§ 14 Abs. 1 Satz 2), zulässig. Das gilt 
auch dann, wenn zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
alle Mitglieder gewählt sind.

(5) Bei Einklassenschulen gilt der Klassenelternver-
treter als Vorsitzender und sein Stellvertreter als 
stell vertretender Vorsitzender des Elternbeirats.

(6) Für Amtszeit und Wahl des Vorsitzenden und 
seines Stellvertreters gelten die §§ 15 Abs. 1 und 3, 
16 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 3 und § 18, für die vorzei-
tige Abberufung § 16 Abs. 2 und für die Wahlanfech-
tung § 19 entsprechend. Sofern die Amtszeit der 
Mitglieder verlängert ist (§ 15 Abs. 2), kann auch die 
Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters 
durch Geschäftsordnung entsprechend verlängert 
werden. 

§ 27 Sitzungen

(1) Der Vorsitzende des Elternbeirats lädt zu den 
Sitzungen des Elternbeirats ein, bereitet sie vor und 
leitet sie.

(2) Wird der Schulleiter zu einer Sitzung des Eltern-
beirats mit gleicher Frist wie die Eltern unter Mit- 
teilung der Tagesordnung eingeladen, soll er, im 
Verhinderungsfall sein ständiger Vertreter, teilneh-
men.

Elternbeiratsverordnung
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Schülermitverantwortung
Auszug aus dem Schulgesetz vom 1. August 1983 mit Änderungen bis 23. Februar 2016

www.aufgabenbuch.de

§ 62 Aufgaben

(1) Die Schülermitverantwortung dient der Pflege 
der Beteiligung der Schüler an der Gestaltung des 
Schullebens, des Gemeinschaftslebens an der Schule, 
der Erziehung der Schüler zu Selbstständigkeit und 
Verantwortungsbewusstsein.

(2) Der Wirkungsbereich der Schülermitverantwor-
tung ergibt sich aus der Aufgabe der Schule. Die 
Schüler haben in diesem Rahmen die Möglichkeit, 
ihre Interessen zu vertreten und durch selbstge-
wählte oder übertragene Aufgaben eigene Verant-
wortung zu übernehmen.

(3) Die Schülermitverantwortung ist von allen am 
Schulleben Beteiligten und den Schulaufsichtsbe- 
hörden zu unterstützen. 

§ 63 Klassenschülerversammlung, 
Schülervertreter

(1) Die Schüler wirken in der Schule mit durch

1. die Klassenschülerversammlung;
2. die Schülervertreter.

Schülervertreter sind die Klassensprecher, der Schüler-
rat und der Schülersprecher.

(2) An allen Schulen wählen die Schüler ab Klasse  
5 nach den Grundsätzen, die für demokratische 
Wah len gelten, ihre Schülervertreter.

(3) Klassenschülerversammlung und Schülervertre-
ter haben kein politisches Mandat.

§ 64 Klassenschülerversammlung

(1) Die Klassenschülerversammlung hat die Auf-
gabe, in allen Fragen der Schülermitverantwortung, 
die sich bei der Arbeit der Klasse ergeben, zu bera-
ten und zu beschließen. Sie fördert die Zusammen-
arbeit mit den Lehrern der Klasse.

(2) An Klassen, für die keine Klassenpflegschaft 
gebildet wird, kann die Klassenschülerversammlung 
die Befugnisse der Eltern in der Klassenpflegschaft 
gemäß § 56 Abs. 1 und 2 wahrnehmen.

§ 65 Klassensprecher

(1) Von Klasse 5 an wählen die Schüler jeder Klasse 
aus ihrer Mitte zu Beginn des Schuljahres einen 
Klassensprecher und seinen Stellvertreter.

(2) Der Klassensprecher vertritt die Interessen der 
Schüler der Klasse und unterrichtet die Klassen-
schülerversammlung über alle Angelegenheiten, die 
für sie von allgemeiner Bedeutung sind.

§ 66 Schülerrat

(1) Dem Schülerrat gehören an: 

1. Der Schülersprecher und seine Stellvertreter,
2.  an Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien und 

Kollegs die Klassensprecher und ihre Stellver-
treter,

3.  an beruflichen Schulen die Klassensprecher.

(2) Der Schülerrat ist für alle Fragen der Schülermit-
verantwortung zuständig, welche die Schule in ihrer 
Gesamtheit angehen. Der Schulleiter unterrichtet den 
Schülerrat über Angelegenheiten, die für die Schüler-
mitverantwortung von allgemeiner Bedeutung sind.

(3) Der Schülerrat erlässt Regelungen, in denen ins-
besondere das Nähere über die Arbeitsweise der 
Schülermitverantwortung an der Schule und das 
Verfahren für die Wahl ihrer Schülervertreter fest-
gelegt werden (SMV-Satzung).

§ 67 Schülersprecher

(1) Die Klassensprecher und ihre Stellvertreter wäh-
len aus ihrer Mitte den Schülersprecher und einen 
oder mehrere Stellvertreter. 
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§ 68 Verbindungslehrer

(1) Der Schülerrat wählt einen oder mehrere, höchs -
tens jedoch drei Verbindungslehrer mit deren Einver-
ständnis.

(2) Die Verbindungslehrer beraten die Schülermit-
verantwortung, unterstützen sie bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben und fördern ihre Verbindung zu den 
Lehrern, dem Schulleiter und den Eltern. Sie können 
an allen Veranstaltungen der Schülermitverant-
wortung, insbesondere auch an den Sitzungen der 
Schüler vertreter beratend teilnehmen.

(2) Der Schülersprecher ist Vorsitzender des Schü -
ler rats. Er vertritt die Interessen der Schüler der 
Schule.

(3) Der Schülersprecher, der Schulleiter und der Ver-
bindungslehrer (§ 68) sollen in regelmäßigen Ab -
ständen zusammentreffen, um die Angelegenheiten 
der Schülermitverantwortung zu besprechen und um 
sich gegenseitig zu informieren. 

Schülermitverantwortung
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§ 47 Schulkonferenz

(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Organ 
der Schule. Sie hat die Aufgabe, das Zusammenwir-
ken von Schulleitung, Lehrern, Eltern, Schülern und 
der für die Berufserziehung Mitverantwortlichen zu 
fördern, bei Meinungsverschiedenheiten zu vermit-
teln sowie über Angelegenheiten, die für die Schule 
von wesentlicher Bedeutung sind, zu beraten und 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu beschließen.

(2) Die Schulkonferenz kann gegenüber dem Schul-
leiter und anderen Konferenzen Anregungen und 
Empfehlungen geben. Eine Empfehlung muss auf 
der nächsten Sitzung der zuständigen Konferenz 
beraten werden.

(3) Die Schulkonferenz entscheidet nach Maßgabe 
dieses Gesetzes über: 

1. Die Vereinbarung von Schulpartnerschaften, 
2. die Verteilung des Unterrichts auf fünf oder 
sechs Wochentage, den Unterrichtsbeginn und 
den Tag der Einschulung in die Grundschule, 
3. allgemeine Angelegenheiten der Schülermit-
verantwortung,  
4. Die Stellungnahme der Schule gegenüber dem 
Schulträger zur  
a) Namensgebung der Schule,  
b) Änderung des Schulbezirks,  
5. Stellungnahmen der Schule zur Durchführung 
der Schülerbeförderung,  
6. Grundsätze über die Einrichtung freiwilliger 
Ar beitsgemeinschaften, die nicht generell vorge-
sehen sind und die zu keinen Berechtigungen 
führen,  
7. die Anforderungen von Haushaltsmitteln ge -
gen über dem Schulträger. 

(4) Die Schulkonferenz ist anzuhören: 
1. Zu Beschlüssen der Gesamtlehrerkonferenz 
a) zu allgemeinen Fragen der Erziehung und des 
Unterrichts an der Schule,  
b) über die Verwendung der der Schule zur Verfü-
gung gestellten Haushaltsmittel im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung,  

2. vor Einrichtung oder Beendigung eines Schul-
versuchs,  
3. vor Änderung der Schulart, der Schulform oder 
des Schultyps sowie der dauernden Teilung oder 
Zusammenlegung und der Erweiterung oder Auf-
hebung der Schule,  
4. vor Genehmigung von wissenschaftlichen For-
schungsvorhaben an der Schule,  
5. bei Entscheidungen über Erziehungs- und 
Ord nungsmaßnahmen nach Maßgabe von § 90 
Abs. 4,  
6. zu Stellungnahmen der Schule gegenüber dem 
Schulträger zur Ausstattung und Einrichtung der 
Schule sowie Baumaßnahmen. 

(5) Folgende Angelegenheiten werden in der 
Schulkonferenz beraten und bedürfen ihres Einver-
ständnisses: 

1. Erlass der Schul- und Hausordnung,  
2. Beschlüsse zu allgemeinen Fragen der Klas-
senarbeiten und Hausaufgaben,  
3. Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften an der Schule, 
4. Grundsätze über die Durchführung von be -
sonderen Schulveranstaltungen, die die gesamte 
Schule berühren,  
5. Grundsätze über die Durchführung von au- 
ßerunterrichtlichen Veranstaltungen (z.B. Klas-
senfahrten, Schullandheimaufenthalte). 

(6) Bei Angelegenheiten, die den Schulträger be -
rühren, ist ihm Gelegenheit zu geben, beratend  
mitzuwirken. 

(7) Die Beschlüsse der Schulkonferenz nach Absatz 
3 sind für Schulleiter und Lehrer bindend. Ist der 
Schulleiter der Auffassung, dass ein Beschluss der 
Schulkonferenz gegen eine Rechtsvorschrift oder 
eine Verwaltungsanordnung verstößt oder dass er 
für die Ausführung des Beschlusses nicht die Verant-
wortung übernehmen kann, hält aber die Schulkon-
ferenz in einer zweiten Sitzung den Beschluss auf-
recht, so hat der Schulleiter die Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde einzuholen. Bis zu dieser Ent-
scheidung darf der Beschluss nicht ausgeführt wer-
den.

Schulkonferenz
Auszug aus dem Schulgesetz vom 1. August 1983 mit Änderungen bis 23. Februar 2016
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Schulkonferenz

des Schulleiters ist unbeschadet der Bestimmungen 
über den Vorsitz sein Vertreter gemäß § 42 Abs. 1; 
ist dieser gewähltes Mitglied der Schulkonferenz, 
tritt an seine Stelle insoweit ein gewählter Stellver-
treter. Die Mitglieder der Schulkonferenz sind bei 
der Ausübung ihres Stimmrechts an Weisungen und 
Aufträge nicht gebunden.

(11) Die Beratungen der Schulkonferenz sind nicht 
öffentlich. Sie sind vertraulich, soweit es sich um Tat-
sachen handelt, die ihrer inhaltlichen Bedeutung 
nach der Vertraulichkeit bedürfen. Tatsachen, deren 
Bekanntgeben ein schutzwürdiges Interesse von 
Schülern, Eltern, Lehrern oder anderen Personen ver-
letzen könnten, bedürfen der vertraulichen Behand-
lung. Die Schulkonferenz kann darüber hinaus die 
Vertraulichkeit einzelner Beratungsgegenstände fest-
 stellen. Für die Verletzung der Verschwiegenheits-
pflicht der Lehrer gelten die beamten- und tarif-
rechtlichen Vorschriften. Verletzt ein sonstiger Ver-
treter die Vertraulichkeit, so kann er durch Beschluss 
der Schulkonferenz mit zwei Dritteln der Stimmen 
der anwesenden Mitglieder zeitweilig oder ganz von 
der weiteren Teilnahme ausgeschlossen werden. An 
seine Stelle tritt der Stellvertreter. 

(12) Die Schulkonferenz tritt mindestens einmal im 
Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung ist einzube-
rufen, wenn dies mindestens ein Drittel ihrer Mit-
glieder oder die Elterngruppe unter Angabe der Ver-
handlungsgegenstände beantragt. 

(13) Das Ministerium für Kultus und Sport kann, 
soweit erforderlich, durch Rechtsverordnung 

1. bei Heimschulen und Sonderschulen die Schul-
konferenz den besonderen Verhältnissen dieser 
Schulen anpassen,  
2. nähere Vorschriften erlassen über die Wahl der 
Mitglieder der Schulkonferenz und ihrer Stellver-
treter, die Dauer der Amtszeit der gewählten Mit-
glieder und die Geschäftsordnung der Schulkon-
ferenz.

(8) Verweigert die Schulkonferenz in den in Ab- 
satz 5 genannten Angelegenheiten ihr Einverständ-
nis und hält die zuständige Lehrerkonferenz nach 
noch maliger Beratung an ihrem Beschluss fest, hat 
der Schulleiter die Entscheidung der Schulaufsichts-
behörde einzuholen.

(9) Der Schulkonferenz gehören bei Schulen mit 
mindestens 14 Lehrerstellen an: 

1. der Schulleiter als Vorsitzender,  
2. der Elternbeiratsvorsitzende als stellvertre-
ten der Vorsitzender,  
3. sechs Vertreter der Lehrer,  
4. bei Schulen, für die  
a) kein Schülerrat vorgesehen ist, fünf Vertreter 
der Eltern,  
b) kein Elternbeirat vorgesehen ist, der Schüler-
sprecher und fünf weitere Vertreter der Schüler, 
c) Elternbeirat und Schülerrat vorgesehen sind, 
zwei Vertreter der Eltern sowie der Schülerspre-
cher und zwei weitere Vertreter der Schüler; die 
Schüler müssen mindestens der siebten Klasse 
angehören,  
5. an Schulen mit Berufsschule oder entspre-
chender Sonderschule drei weitere Vertreter aus 
dem Kreis der für die Berufserziehung der Schüler 
Mitverantwortlichen sowie drei weitere Vertreter 
der Lehrer,  
6. ein Verbindungslehrer mit beratender Stimme 
bei allgemeinen Angelegenheiten der Schüler- 
mitverantwortung.

Für Schulen mit weniger als 14 Lehrerstellen regelt 
das Ministerium für Kultus und Sport durch Rechts-
verordnung die Zahl der Vertreter der einzelnen 
Gruppen in der Schulkonferenz, wobei das Verhält-
nis der einzelnen Gruppen zueinander Satz 1 ent-
sprechen muss.

(10) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternbeirat, 
der Schülerrat und die Vertretung der für die Berufs-
erziehung der Schüler Mitverantwortlichen wählen 
jeweils ihre Vertreter und Stellvertreter. Stellvertreter 
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(1) Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen dienen 
der Verwirklichung des Erziehungs- und Bildungs-
auftrags der Schule, der Erfüllung der Schulbesuchs-
pflicht, der Einhaltung der Schulordnung und dem 
Schutz von Personen und Sachen innerhalb der 
Schule.

(2) Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen kommen 
nur in Betracht, soweit pädagogische Erziehungs-
maßnahmen nicht ausreichen; hierzu gehören auch 
Vereinbarungen über Verhaltensänderungen des 
Schülers mit diesem und seinen Erziehungsberech-
tigten. Bei allen Erziehungs- und Ordnungsmaß-
nahmen ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu beachten. Die Schule kann von Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen absehen, wenn der Schüler 
durch soziale Dienste Wiedergutmachung leistet.

(3) Folgende Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 
können getroffen werden:

1.  Durch den Klassenlehrer oder durch den un - 
ter richtenden Lehrer: Nachsitzen bis zu zwei 
Unterrichtsstunden;

2.  durch den Schulleiter:
a) Nachsitzen bis zu vier Unterrichtsstunden,
b)  Überweisung in eine Parallelklasse des- 

selben Typs innerhalb der Schule,
c)  Androhung des zeitweiligen Ausschlusses 

vom Unterricht,
d)  Ausschluss vom Unterricht bis zu fünf 

Unterrichtstagen, bei beruflichen Schulen 
in Teilzeitform Ausschluss für einen Unter-
richtstag;

nach Anhörung der Klassenkonferenz oder Jahr-
gangsstufenkonferenz, soweit deren Mitglieder den 
Schüler selbstständig unterrichten:

 e)  einen über den Ausschluss vom Unterricht 
nach Buchstabe f) hinausgehenden Aus- 
schluss vom Unterricht bis zu vier Unter-
richtswochen,

 g) Androhung des Ausschlusses aus der Schule,
 h) Ausschluss aus der Schule.

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen
Auszug aus dem § 90 des Schulgesetzes mit Änderungen bis 23. Februar 2016

Im Rahmen von Nachsitzen können auch Maßnah-
men zur Schadenswiedergutmachung und aus dem 
Fehlverhalten begründete Tätigkeiten angeordnet 
werden.

Nachsitzen gemäß Nummer 2 Buchst. a) oder die 
Überweisung in eine Parallelklasse kann mit der 
Androhung des zeitweiligen Ausschlusses vom 
Unterricht verbunden werden; der zeitweilige Aus-
schluss vom Unterricht kann mit der Androhung  
des Ausschlusses aus der Schule verbunden werden. 
Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage entfällt. Die körperliche Züchti-
gung ist ausgeschlossen.

(4) Vor dem Ausschluss aus der Schule wird auf 
Wunsch des Schülers, bei Minderjährigkeit auf 
Wunsch der Erziehungsberechtigten, die Schulkon-
ferenz angehört. Nach dem Ausschluss kann die neu 
aufnehmende Schule die Aufnahme von einer Ver-
einbarung über Verhaltensänderungen des Schülers 
abhängig machen und eine Probezeit von bis zu 
sechs Monaten festsetzen, über deren Bestehen der 
Schulleiter entscheidet.

(5) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann den Aus-
schluss aus der Schule auf alle Schulen des Schul-
orts, des Landkreises oder ihres Bezirks, die oberste 
Schulaufsichtsbehörde auf alle Schulen des Landes 
mit Ausnahme der nach § 82 für den Schüler geeig-
nete Sonderschule ausdehnen. Die Ausdehnung des 
Ausschlusses wird dem Jugendamt mitgeteilt.

(6) Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht, seine 
Androhung oder eine Androhung des Ausschlusses 
aus der Schule sind nur zulässig, wenn ein Schüler 
durch schweres oder wiederholtes Fehlverhalten 
seine Pflichten verletzt und dadurch die Erfüllung der 
Aufgabe der Schule oder die Rechte anderer gefähr-
det. Ein Ausschluss aus der Schule ist zulässig, wenn 
es einem Mitschüler wegen Art und Schwere der 
Beeinträchtigungen und deren Folgen nicht zumut-
bar ist, mit dem Schüler weiter dieselbe Schule zu 
besuchen, oder einer Lehrkraft, ihn weiter zu unter-
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richten; dem Schutz des Opfers gebührt Vorrang vor 
dem Interesse dieses Schülers am Weiterbesuch einer 
bestimmten Schule. Im Übrigen ist ein Ausschluss 
aus der Schule nur zulässig, wenn neben den Voraus-
setzungen des Satzes 1 das Verbleiben des Schülers 
in der Schule eine Gefahr für die Erziehung und 
Unterrichtung, die sittliche Entwicklung, Gesundheit 
oder Sicherheit der Mitschüler befürchten lässt.

(7) Vor der Entscheidung nachzusitzen genügt eine 
formlose Anhörung des Schülers. Im Übrigen gibt 
der Schulleiter dem Schüler, bei Minderjährigkeit 
auch den Erziehungsberechtigten, Gelegenheit zur 
Anhörung; Schüler und Erziehungsberechtigte kön-
nen einen Beistand hinzuziehen.

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen
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Multilaterale Versetzungsordnung (MVO)
Auszug aus der Verordnung des Kultusministeriums über den Übergang zwischen  

Hauptschulen, Werkrealschulen, Realschulen, Gemeinschaftsschulen 
und Gymnasien der Normalform vom 19. April 2016 (aktuellste Fassung 15.07.2024)

Die Einschränkungen für den Wechsel in die 
Abschlussklassen einer niedrigeren Ebene nach § 8 
bleiben hiervon unberührt.

§ 4 Arten des Wechsels

(1) Zum Ende eines Schuljahres ist der Wechsel nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 in die nächsthöhere Klasse mög-
lich, sofern die Schülerin oder der Schüler in die 
nächsthöhere Klasse versetzt wurde. Im Falle des 
Wechsels in eine niedrigere Ebene gilt dies auch 
dann, wenn nach der Versetzungsordnung der 
abgebenden Schulart oder der Niveaustufe kein 
Wechsel in die nächsthöhere Klasse erfolgen 
konnte, die Versetzungsanforderungen der aufneh-
menden Schulart oder der Niveaustufe jedoch erfüllt 
würden. Zum Ende des Schuljahres ist der Wechsel 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 auch mit Wiederholung 
der bereits besuchten Klassenstufe möglich.

(2) Zum Schulhalbjahr ist der Wechsel in die bisher 
besuchte Klassenstufe möglich.

   Wechsel der Schulart  
ohne Wechsel der Ebene

§ 5 Voraussetzungen für den Wechsel

Der Wechsel der Schulart ohne Wechsel der Ebene 
nach § 1 Absatz 2 ist dann möglich, wenn die Ebene 
an der bisherigen Schulart weiterhin besucht wer-
den könnte. Für den Wechsel in das Gymnasium ist 
ab Klasse 7 zudem Voraussetzung, dass eine zweite 
Fremdsprache besucht wurde. Der Wechsel in die 
gymnasiale Oberstufe erfolgt in die Einführungs-
phase, für Schülerinnen und Schüler, die bereits eine 
Einführungsphase besucht haben, in die entspre-
chende Jahrgangsstufe.

§ 1 Anwendungsbereich, Ebenen

(1) Diese Verordnung regelt den Wechsel der Schü-
lerinnen und Schüler zwischen den allgemein bil-
denden Schularten der Sekundarstufe I sowie aus 
der Sekundarstufe I in der Oberstufe des allgemein 
bildenden Gymnasiums der Normalform sowie in 
der Oberstufe der Gemeinschaftsschule. Sie ist nicht 
anwendbar für den Wechsel der Niveaustufe inner-
halb einer Schulart.

(2) Für den Wechsel nach Absatz 1 sind die Schular-
ten und Niveaustufen folgenden Ebenen zugeordnet:

    1.  Ebene 1: Grundlegendes Niveau (G) an der 
Gemeinschaftsschule, Realschule, Werkreal-
schule oder Hauptschule,

    2.  Ebene 2: Mittleres Niveau (M) an der Gemein-
schaftsschule oder Realschule,

    3.  Ebene 3: Erweitertes Niveau (E) an der Ge- 
meinschaftsschule sowie am Gymnasium.

§ 2 Zeitpunkte innerhalb des Schuljahres

(1) Der Übergang zwischen den Schularten ist mög-
lich zum Ende eines Schulhalbjahres oder Schul-
jahres. Abweichend hiervon ist der Wechsel in der 
Klasse 5 nur zum Ende des Schuljahres, der Wechsel 
in die Abschlussklassen einer Schulart nur zum 
Beginn des Schuljahres möglich.

(2) Abschlussklassen im Sinne dieser Verordnung 
sind für die Werkrealschule, Hauptschule, die Real-
schule sowie die Gemeinschaftsschule die Klassen 9 
und 10, für das Gmynasium die Klasse 10.

§ 3 Klassenstufen

Der Wechsel zwischen den Ebenen innerhalb der 
Sekundarstufe I sowie nach Maßgabe des § 6 
Absatz 1 Nummer 2 von der Klasse 10 in die Ein-
gangsklasse der gymnasialen Oberstufe möglich. 
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(3) Sind die Notenvoraussetzungen nach Absatz 1 
und 2 nicht erreicht, kann die Klassenkonferenz der 
abgehenden Schule ausnahmsweise mit Zweidrittel-
mehrheit eine Bildungsempfehlung für die Auf-
nahme auf Probe in die gewünschte Ebene ausspre-
chen, wenn das Lern- und Arbeitsverhalten sowie 
die Art und Ausprägung der Leistungen in den 
übrigen Fächern und dem Fächerverband erwarten 
lassen, dass die Schülerin oder der Schüler den 
Anforderungen der Schulart oder Niveaustufe 
gewachsen sein wird.

(4) Der Wechsel ist zudem nach Bestehen einer Auf-
nahmeprüfung möglich, die in den Klassen 5 und 6 
nur zum Ende des Schuljahres an zentralen, von der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde bestimmten 
Schulen, im Übrigen an der aufnehmenden Schule 
abgelegt wird. Die Prüfung umfasst eine schriftliche  
Prüfung in Deutsch, Mathematik und den Pflicht-
fremdsprachen der aufnehmenden Schulart; auf 
Wunsch der Erziehungsberechtigten kann zusätzlich 
zur schriftlichen Prüfung auch mündlich geprüft 
werden. Für das Bestehen sind die nach der Verset-
zungsordnung der aufnehmenden Schulart für die 
Kernfächer geltenden Anforderungen maßgebend.

§ 7 Voraussetzungen für den Wechsel um 
zwei Ebenen

(1) Der Wechsel von der Ebene 1 in die Ebene 3 
nach § 1 Absatz 2 ist in den Klassen 5 und 6 mög-
lich, wenn die Schülerin oder der Schüler in den 
Fächern Deutsch, Mathematik und in den Pflicht-
fremdsprachen mindestens die Note „gut“ sowie in 
allen für die Versetzung maßgebenden Fächern und 
dem Fächerverbund Biologie, Naturphänomene und 
Technik mindestens ein Durchschnitt von 2,5 
erreicht wurde.

(3) Der Wechsel ist zudem nach Bestehen einer Auf-
nahmeprüfung möglich, die in den Klassen 5 und 6 
nur zum Ende des Schuljahres an zentralen, von der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde bestimmten 
Schulen, im Übrigen an der aufnehmenden Schkule 
abgelegt wird. Die Prüfung umfasst eine schriftliche 
Prüfung in Deutsch, Mathematik und einer Pflicht-
fremdsprache, die in der aufnehmenden Schule zum 
Zeitpunkt des Überganges versetzungsserheblich 
ist; auf Wunsch der Eltern kann zusätzlich zur 
schriftlichen Prüfung auch mündlich geprüft wer- 
den. Ab Klasse 7 erstreckt sich die Prüfung zusätz-
lich auf eine zweite, an der aufnehmenden Schule 

   Wechsel in eine höhere Ebene 

§ 6 Voraussetzungen für den Wechsel um 
eine Ebene

(1) Der Wechsel von der Ebene 1 in die Ebene 2 
nach § 1 Absatz 2 ist möglich,

    1.  in den Klassen 5 und 6, wenn in zwei der 
Fächer Deutsch, Mathematik und in der Pflicht-
fremdsprache mindestens die Note „gut“ und 
im dritten dieser Fächer mindestens die Note 
„befriedigend“ sowie in allen für die Verset-
zung maßgebenden Fächern und dem Fächer-
verbund Biologie, Naturphänomene und Tech-
nik mindestens ein Druchschnitt von 3,0 er- 
reicht wurde,

    2.  ab Klasse 7, wenn in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und in allen an der Zielschulart 
oder in der Niveaustufe unterrichteten Pflicht-
fremdsprachen mindestens jeweils die Note 
„gut“ sowie in allen für die Versetzung maß-
gebenden Fächern mindestens ein Durch-
schnitt von 3,0 erreicht wurde.

(2) der Wechsel von der Ebene 2 in die Ebene 3 
nach § 1 Absatz 2 ist möglich,

    1.  in den Klassen 5 und 6, wenn in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und in einer Pflicht-
fremdsprache mindestens die Note „befriedi-
gend“  sowie in allen für die Versetzung maß-
gebenden Fächern und dem Fächerverbund 
Biologie, Naturphänomene und Technik min-
destens ein Druchschnitt von 3,0 erreicht 
wurde,

    2.  in den Klassen 7 bis 10, wenn in zwei der 
Fächer Deutsch, Mathematik und in einer 
Pflichtfremdsprache mindestens die Note 
„gut“ und im dritten dieser Fächer mindestens 
die Note „befriedigend“ sowie in allen für die 
Versetzung maßgebenden Fächern mindestens 
ein Durchschnitt von 3,0 sowie mindestens die 
Note „befriedigend“ in jeder Fremdsprache 
erreicht wurde, die in der Klasse der aufneh-
menden Schulart ein für die Versetzung maß-
gebendes Fach ist. Abweichend hiervon ist 
eine Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe 
der Gemeinschaftsschule auch dann möglich, 
wenn an der abgehenden Schulart keine 
zweite Fremdsprache als ein für die Versetzung 
maßgebendes Fach besucht wurde.

Multilaterale Versetzungsordnung
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die überwiegend für die Leistungsfeststellungen 
maßgeblich war.

(2) Soweit für diese Verordnung für den Wechsel der 
Schulart und der danach zu besuchenden Klassen-
stufe darauf abstellt, ob eine Versetzung in die 
nächsthöhere Klasse an der bisher besuchten Schul-
art erfolgte, ist in den Fällen des Absatz 1 auf der 
Grundlage der festgelegten einheitlichen Niveaustufe 
eine fiktive Versetzungsentscheidung zu treffen. 
Bei dieser Enscheidung ist

    1.  für die Niveaustufe G die Werkrealschulverord-
nung,

    2.  für die Niveaustufe M die Realschulverset-
zungsordnung (Niveaustufe M),

    3.  für die Niveaustufe E die Versetzungsordnung 
Gymnasien

entsprechend anzuwenden. Die maßgebliche Fest-
stellung, ob die Versetzungsvoraussetzungen erfüllt 
sind, tritt die Lerngruppenkonferenz der abge-
benden Gemeinschaftsschule.

(3) Der Wechsel in eine Gemeinschaftsschule ist 
unter den gleichen Voraussetzungen möglich wie der  
Wechsel in die Ebene 1 nach 1 Absatz 2 Nummer 1.

  Allgemeines

§ 10 Elternberatung und Kooperation

Der Übergang zwischen den Schularten erfordert 
eine Beratung der Erziehungsberechtigten und ein 
rechtzeitiges Zusammenwirken der abgebenden und 
der aufnehmenden Schule.

§ 11 Ergänzende Regelungen

(1) Liegen die Voraussetzungen für einen Wechsel 
nach den §§ 5 bis 8 vor, hat die Schülerin oder der 
Schüler das Recht zu wechseln. § 8 Absatz 3 Satz 3 
bleibt unberührt.

(2) Für die Entscheidung, ob die Anforderungen der 
jeweiligen Versetzungsordnung erfüllt sind, sind die 
Noten im zuletzt besuchten Schuljahr maßgebend. 
Eine Prüfung richtet sich für Schülerinnen und 
Schüler der Klassen 5 und 6 hinsichtlich der Anfor-
derungen nach der nächsthöheren Klasse der ge- 
wünschten Schulart und Niveaustufe, für Schüler- 
innen und Schüler ab Klasse 7 nach der Klasse, in 
die sie überwechseln wollen.

versetzungserhebliche Fremdprache. Für das Beste-
hen sind nach der Versetzungsverordnung der auf-
nehmenden Schulart für die Kernfächer geltenden 
Anforderungen maßgebend. 

   Voraussetzungen für den Wechsel  
in eine niedrigere Ebene

§ 8 Voraussetzungen für den Wechsel

(1) Wer auf seiner bisherigen Ebene nach § 1 
Absatz 2 in die nächsthöhere Klassenstufe versetzt 
wurde, kann diese Klassenstufe auch auf einer nied-
rigeren Ebene besuchen.

(2) Eine Klasse kann auf einer niedrigeren Ebene 
auch dann wiederholt werden, wenn eine Wieder-
holung dieser Klasse auf der bisher besuchten Ebene 
nicht möglich wäre.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann in die Klassen 9 
oder 10 nur wechseln, wer auf seiner bisherigen 
Ebene in dieser Klassenstufe versetzt wurde oder 
diese Klasse auf dem bisherigen Niveau beziehungs-
weise in der bisherigen Schulart wiederholen 
könnte. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, ist 
eine Aufnahme nur im Einverständnis mit der auf-
nehmenden Schule möglich. Ein Anspruch auf Auf-
nahme besteht in diesem Fall nicht.

(6) Ein Schüler der Klassen 5 bis 8, der nicht in  
die nächsthöhere Klasse der Werkrealschule oder 
Hauptschule überwechseln kann, wird in die Klasse 
der Werkrealschule oder Hauptschule aufgenom-
men, die der bisher besuchten entspricht. Ein Über-
wechseln eines Schülers der Klasse 9 in die Klasse 9 
der Werkrealschule oder Hauptschule setzt das Ein-
vernehmen mit der aufnehmenden Schule voraus.

   Besondere Regeln für die Gemeinschaftsschule 
und die Orientierungsstufe der Realschule  

§ 9 Besondere Regeln für die 
Gemeinschaftsschule

(1) An den Gemeinschaftsschulen werden für den 
Zweck des Wechsels auf eine andere Schulart Noten 
in allen Fächern einheitlich auf einer Niveaustufe 
ausgewiesen. Es wird die Niveaustufe ausgewiesen, 

Multilaterale Versetzungsordnung
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der Schularten sowie Niveaustufen Rechnung und 
dauert bis zu einem Jahr. Während der Nachlernfrist 
ist die Versetzungserheblichkeit des Faches ausge-
setzt.

(6) Beim Wechsel zum Schuljahresende sind die 
Noten des Jahreszeugnisses maßgebend. Beim 
Wechsel zum Schulhalbjahr wird für den Übergang 
ein Zeugnis mit ganzen Noten gebildet, das maßge-
bend ist.

(7) Beim Wechsel einer Schulart zum Schulhalbjahr 
werden die Noten des Jahreszeugnisses nur aus den 
Leistungen im zweiten Schulhalbjahr gebildet.

§ 12 Empfehlung für den Übergang

Wird eine Schülerin oder ein Schüler der Klassen 7 
bis 10 des Gymnasiums nicht versetzt und gelangt 
die Klassenkonferenz zu der Überzeugung, dass sie 
oder er auch bei einer Wiederholung der Klasse 
voraussichtlich nicht zu versetzen wäre, kann sie die 
schriftliche Empfehlung aussprechen, in die Werk- 
realschule, Hauptschule, die Realschule oder die 
Gemeinschaftsschule zu wechseln.

(3) Bildungsempfehlungen werden von der Klassen-
konferenz oder Lerngruppenkonferenz unter Vorsitz  
der Schulleiterin oder des Schulleiters ausgespro-
chen. Bei Stimmgleichheit entscheidet die Stimme 
der Schulleiterin oder des Schulleiters.

(4) Bei einer Bildungsempfehlung für eine Auf-
nahme auf Probe dauert die Probezeit höchs tens ein 
Schulhalbjahr. Über das Bestehen der Probezeit ent-
scheidet die Klassenkonferenz der aufnehmenden 
Schule nach Maßgabe der jeweiligen Versetzungs-
ordnung; dabei bleibt eine Fremdsprache, in der die 
Schülerin oder der Schüler in der abgebenden Schule 
nicht oder erst beginnend in einer späteren Klassen-
stufe unterrichtet worden ist, außer Betracht.

(5) Wenn die Pflichtfremdsprache der abgebenden 
Schule nicht mit derjenigen der aufnehmenden 
Schule übereinstimmt oder erst beginnend in einer 
späteren Klassenstufe unterrichtet worden ist, legt 
die Fachlehrkraft der aufnehmenden Schule im 
Benehmen mit der Klassenlehrerin oder dem Klas-
senlehrer in diesem Fach eine Nachlernfrist fest, 
innerhalb derer die Schülerin oder der Schüler an 
der Leistungsmessung durch mündliche Prüfungen 
und schriftliche Arbeiten nur zur Probe teilnimmt. 
Die Länge dieser Frist trägt den Unterschieden  

Multilaterale Versetzungsordnung
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Aufnahmeverfahren für die auf der Grundschule 
aufbauenden Schularten; Orientierungsstufe

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift vom 4. November 2015  
mit Änderung vom 4. April 2016 – gültig ab 01. September 2019

Mit den Erziehungsberechtigten als Erziehungs- und 
Bildungspartnern wird die kontinuierliche Bildungs-
biografie jedes einzelnen Kindes förderlich und ver-
lässlich begleitet. Dadurch gewinnen Erziehungsbe-
rechtigte Sicherheit und werden auch bei der Über-
gangsentscheidung unterstützt.

Die Beratungen der Erziehungsberechtigten durch 
die Grundschule erfolgen durch:
–  während der Grundschulzeit jährlich mindestens 

ein verbindliches Gespräch mit den Erziehungsbe-
rechtigten über den Lern- und Entwicklungsstand  
auf der Grundlage von Lern- und Entwicklungsdo-
kumentationen oder kompetenzbasierten Berich-
ten, Präsentationsergebnissen, Portfolios, prak-
tischen Arbeiten und Lerntagebüchern;

–  jährliche Informationsangebote zur Lern- und Ent-
wicklungsberatung in der Grundschule, die klas-
sen- und jahrgangsübergreifend organisiert wer-
den können; dabei dürfen personenbezogene 
Daten einzelner Schülerinnen und Schüler nicht 
Gegenstand sein;

–  eine Informationsveranstaltung der Grundschule 
für die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen 
und Schüler der vierten Klassen;

–  ein dokumentiertes Informations- und Beratungs-
gespräch mit den Erziehungsberechtigten in 
Klasse vier vor der Erstellung der Grundschulemp-
fehlung; der Nachweis darüber wird auf einem 
Formblatt dokumentiert, das die Erziehungsbe-
rechtigten bei der Anmeldung an der weiterfüh-
renden Schule vorlegen.

Ergänzend erfolgt pädagogisch-psychologische Be- 
ratung der Erziehungsberechtigten durch: 
–  die Beratungslehrkräfte oder durch die überört-

liche Schulpsychologische Beratungsstelle wäh-
rend der gesamten Grundschulzeit;

–  durch eine Beratungslehrkraft im Rahmen des 
besonderen Beratungsverfahrens.

  1. Stärkung der Rechte 
  der Erziehungsberechtigten

Die bisherige Grundschulempfehlung, die für Erzie-
hungsberechtigte verbindlich war, wird durch eine 
Grundschulempfehlung ersetzt, die den Erziehungs-
berechtigten die Wahl der weiterführenden Schulart 
überlässt. Nach einer intensiven Beratung treffen 
die Erziehungsberechtigten für ihr Kind die Entschei-
dung über die auf der Grundschule aufbauende 
Schulart. Im Mittelpunkt der Entscheidung steht das 
Kind.

Ziel des Übergangsverfahrens von der Grundschule 
in die weiterführenden Schulen ist es, das Recht der 
Erziehungsberechtigten an einem entscheidenden 
Lebensabschnitt ihrer Kinder zu stärken. Die Ein-
schätzung, für welchen weiteren Bildungsweg das 
Kind geeignet ist, obliegt den Erziehungsberech-
tigten. Die Entscheidung der Erziehungsberechtigten 
ist für die Schule und die Schulverwaltung rechtsver-
bindlich.

  2. Beratung der Erziehungsberechtigten 
  während der Grundschulzeit

Die Beratung von Erziehungsberechtigten ist ein 
wesentlicher Bestandteil des Erziehungs- und Bil-
dungsauftrags der Grundschule und gehört wie 
auch schon bisher zu den Aufgaben der Grundschul-
lehrkraft. Kontinuierliche, verlässliche Information 
und Beratung der Erziehungsberechtigten mit ver-
bindlichen Angeboten der Schule und ein vertrau-
ensvolles Zusammenwirken zwischen Schule und 
Erziehungsberechtigten sind der Grundstein für eine 
tragfähige Erziehungs- und Bildungspartnerschaft. 
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  3. Übergangsverfahren in die auf  
  der Grundschule aufbauenden weiter- 
  führenden Schularten

3.1 Informationsveranstaltungen

Die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und 
Schüler der vierten Grundschulklasse sind im ersten 
Schulhalbjahr in der Regel bis zum Beginn der 
Herbstferien in Informationsveranstaltungen über 
Bildungsauftrag, Arbeitsweisen und Leistungsanfor-
derungen der auf der Grundschule aufbauenden 
Schularten zu informieren. Dabei soll auch aufge-
zeigt werden, wie die verschiedenen Schularten zu 
anschließenden Bildungs- und Ausbildungsgängen – 
vor allem auch in beruflichen Schulen – weiterführen 
und welche Berechtigungen sie vermitteln.

Die Veranstaltungen werden von den Schulleiterinnen 
und Schulleitern der jeweiligen Grundschule einberu-
fen und geleitet. Sie laden jeweils eine Schulleitungs-
vertretung einer Werkrealschule/Hauptschule, einer 
Realschule, eines Gymnasiums, einer Gemeinschafts-
schule sowie einer beruflichen Schule ein. Die Eltern-
beiratsvorsitzenden der Grundschule sind zu diesen 
Veranstaltungen einzuladen. Die Klassenlehrerinnen 
und Klassenlehrer der vierten Klassen sowie in der 
Regel die für die Grundschule zuständige Beratungs-
lehrkraft nehmen teil. Die Koordinatorinnen und 
Koordinatoren für die Zusammenarbeit zwischen den 
Schularten können eingeladen werden.

3.2 Grundschulempfehlung

3.2.1 Die Grundschulempfehlung wird in der Verant-
wortung der Schule gegenüber den Schülerinnen und 
Schülern erstellt. Im Prozess der Beratung wird ein 
Konsens mit den Erziehungsberechtigten angestrebt.

3.2.2 Basis für die Grundschulempfehlung sind  
differenzierte, kontinuierliche Beobachtungen der 
Lehrkräfte und die regelmäßige Beratung mit den 
Erziehungsberechtigten über die gesamte Lern- und 
Leistungsentwicklung, das Lern- und Arbeitsverhal-
ten, die Stärken und Lernpräferenzen und das Ent-
wicklungspotenzial.

3.2.3 Zur Vorbereitung der Grundschulempfehlung 
erstellt die Grundschule für jede Schülerin und jeden 
Schüler ein Leistungsprofil (Noten, Portfolio).

3.2.4 Vor der Verabschiedung der Grundschulemp-
fehlung wird das Leistungsprofil den Erziehungsbe-
rechtigten durch die Klassenlehrkraft und gegebe-
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nenfalls durch eine Fachlehrkraft differenziert, trans-
parent und nachvollziehbar erläutert. Über das 
Ergebnis der Aussprache berichtet die Klassenlehre-
rin bzw. der Klassenlehrer der Klassenkonferenz.

3.2.5 Die Klassenkonferenz empfiehlt die nach ihrer 
Einschätzung geeignete Schulart. Die Grundschul- 
empfehlung wird ausgesprochen für
–  Werkrealschule/Hauptschule oder Gemeinschafts-

schule
–  Realschule oder Werkrealschule/Hauptschule oder 

Gemeinschaftsschule
–  Gymnasium oder Realschule oder Werkrealschule/

Hauptschule oder Gemeinschaftsschule.

3.3 Das besondere Beratungsverfahren

3.3.1 Die Grundschule teilt den Erziehungsberech-
tigten, die eine Teilnahme ihres Kindes am beson- 
deren Beratungsverfahren wünschen, den Termin 
für das Verfahren mit. 

3.3.2 Die pädagogisch-psychologische Beratung durch 
eine Beratungslehrkraft im Rahmen des besonderen 
Beratungsverfahrens beeinhaltet in Abstimmung mit 
den Erziehungsberechtigten

– ein Beratungsgespräch oder

–  ein Beratungsgespräch in Verbindung mit der 
Durchführung von Tests und einem anschlie-
ßenden Auswertungsgespräch.

3.4 Aufnahme in die Orientierungsstufe

3.4.1 Zum vorgesehenen Termin melden die Erzie-
hungsberechtigten unter Vorlage der Bestätigung 
der Grundschule ihr Kind bei der Werkrealschule/
Hauptschule, der Realschule, dem Gymnasium oder 
der Gemeinschaftsschule an. Erziehungsberechtigte, 
deren Kinder in Baden-Württemberg schulpflichtig 
sind, sind nicht verpflichtet, die Grundschulempfeh-
lung sowie Zeugnisse und Halbjahresinformationen 
bei der aufnehmenden Schule vorzulegen.

Hiervon unberührt bleiben die schulrechtlich durch 
Verordnung oder Schulversuchsregelungen auf der 
Grundlage des Schulgesetzes erfolgten Festle-
gungen. Danach gilt Folgendes:
–  Am Deutsch-Französischen Gymnasium kann bei 

der Anmeldung die Vorlage der Halbjahresinfor-
mation Klasse vier gefordert werden.

–  An Gymnasien können, soweit die Zahl der An mel-
dungen die vorhandene Kapazität übersteigt, für 
die Aufnahme in einen bilingualen Zug die Noten in 
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mations- und Beratungsangeboten durch die Schule 
erforderlich. Durch verstärkte Information und Bera-
tung der Erziehungsberechtigten sowie durch Infor-
mationen, die die Erziehungsberechtigten der Schule 
über die Entwicklung ihrer Kinder geben, können 
individuelle Fördermaßnahmen eingeleitet werden. 
Zur Verbesserung der Information der Erziehungsbe-
rechtigten bietet sich zusätzlich eine Intensivierung 
der Arbeit der Klassenpflegschaft an.

4.4 Beratungslehreinsatz in der 
Orientierungsstufe

Der Tätigkeit von Beratungslehrkräften kommt in 
der Orientierungsstufe besondere Bedeutung zu. 
Die pädagogisch-psychologische Beratung der Er- 
ziehungsberechtigten umfasst Unterstützungsmaß-
nahmen unter anderem in den Bereichen Leistungs-
schwächen und Lernschwierigkeiten, Motivations- 
und Konzentrationsprobleme, soziale und emotio-
nale Probleme, Verhaltensauffälligkeiten sowie bei 
einer gegebenenfalls erforderlichen Korrektur der 
Schullaufbahn.

4.5 Schullaufbahnkorrekturen und  
Wiederholungsmöglichkeit innerhalb der 
Orientierungsstufe

4.5.1 In der Orientierungsstufe kann die Klassenkon-
ferenz am Ende von Klasse fünf, zum Ende des ersten 
Schulhalbjahres der Klasse sechs und am Ende von 
Klasse sechs eine Bildungsempfehlung aussprechen. 
Dies gilt insbesondere, wenn erwartet werden kann, 
dass ein Schüler oder eine Schülerin den Anforde-
rungen einer anderen Schulart voraussichtlich gerecht 
werden bzw. den Anforderungen der besuchten 
Schulart voraussichtlich nicht entsprechen kann. 

Die Bildungsempfehlung wird den Erziehungsbe-
rechtigten in schriftlicher oder mündlicher Form mit-
geteilt. Die Entscheidung über einen eventuellen 
Wechsel treffen die Erziehungsberechtigten.

Im Falle einer Bildungsempfehlung findet, sofern die 
Erziehungsberechtigten dies wünschen, vor einem 
Schulwechsel ein Beratungsgespräch mit der Schule 
statt, an dem auch eine Lehrkraft der entsprechenden 
Klasse der aufnehmenden Schule teilnimmt.

4.5.2 Die Wiederholungmöglichkeit innerhalb der 
Klassenstufen fünf und sechs richtet sich nach der 
jeweils geltenden Versetzungsordnung; im Falle eines 
Schulartwechsels nach der multilateralen Verset-
zungsordnung.

Deutsch und Mathematik erfragt und zur Grund-
lage der Aufnahmeentscheidung gemacht werden.

3.4.2 Die aufnehmende Schule teilt der abge-
benden Grundschule die Anmeldung mit.

3.4.3 Die Erziehungsberechtigten sind bei der 
Anmeldung, falls es gewünscht wird, von der wei-
terführenden Schule über den weiteren Bildungs-
weg ihrer Kinder zu beraten.

3.4.4 Falls bei einzelnen Schülerinnen und Schülern 
mit besonderen Schwierigkeiten beim Erlernen des 
Lesens und des Rechtschreibens sowie in Mathema-
tik die besonderen Fördermaßnahmen in Klasse fünf 
fortgesetzt werden sollen, teilt die Schulleiterin bzw. 
der Schulleiter der Grundschule mit Einverständnis 
der Erziehungsberechtigten dies der aufnehmenden 
Schule formlos auf einem gesonderten Blatt mit.

  4  Die Orientierungsstufe

4.1 Personaler Bezug

Der personale Bezug, der die Grundschularbeit weit-
gehend prägt, wird in den Klassenstufen fünf und 
sechs fortgeführt.

Der Klassenlehrkraft obliegen in diesen Klassen- 
stufen besonders wichtige Aufgaben. Sie soll ihre 
Klasse möglichst in wenigstens vier Wochenstunden 
unterrichten. Unter anderem informiert die Klassen-
lehrkraft die Schülerinnen und Schüler ihrer Klasse 
zu Schuljahresbeginn über die Unterrichtsarbeit der 
Schule und der Klassenstufe. Sie beobachtet in Zu- 
sammenarbeit mit den in der Klasse unterrichtenden 
Fachlehrkräften und der Schulleitung die Persönlich-
keits- und Leistungsentwicklung der Schülerinnen 
und Schüler der Klasse und stellt Kontakte mit den 
Erziehungsberechtigten her.

4.2 Fördermaßnahmen

Die weiterführenden Schulen entwickeln Förderkon-
zepte, die den in der Orientierungsstufe angebote-
nen Fördermaßnahmen zu Grunde liegen. Der För-
derunterricht wird in den Fächern Deutsch, Mathe-
matik und Fremdsprache erteilt.

4.3 Kontakt zwischen Schule und Elternhaus

In der Orientierungsstufe ist ein enger Kontakt zwi-
schen Erziehungsberechtigten und Schule mit Infor-
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